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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Weil die Fussballer Xherdan Shagiri und Granit Xhaka ihre Tore wahrend dem Spiel
Schweiz-Serbien in Kaliningrad (RUS) mit der Doppeladler-Geste bejubelten, kam es im
Juni im Rahmen der Fussball-Weltmeisterschaft der Médnner zu einem Eklat.

Nicht wenige Spieler der Schweizer Nationalmannschaft verfligen Uber kosovarische
oder albanische Wurzeln und Spieler und Fans beider Seiten der Partie haben den
Kosovokrieg Ende der 1990er-Jahre direkt oder indirekt miterlebt. Noch heute
existieren Spannungen zwischen den ehemaligen Kriegsparteien, so anerkennt Serbien
beispielsweise den Kosovo nicht als unabhéangigen Staat. Die Stimmung im Stadion war
also im Hinblick auf vergangene Konflikte aufgeheizt - serbische Fans pfiffen die
Schweizer Spieler aus, Shaqiri und Xhaka machten den Doppeladler.

Bei der Doppeladler-Geste wird, indem man die Hande Uber die Daumen kreuzt und mit
den Fingern flattert, das Wappentier Albaniens - ein Adler - imitiert. Obwohl der Adler
das Wappentier vieler Nationen ist, auch dasjenige Serbiens, sei die albanische
Doppeladler-Flagge auf rotem Grund als «Flagge aller ethnischen Albaner» zu deuten,
wie die Aargauer Zeitung erklérte. Weltweit wirden daher albanische Spieler von ihren
Fans gefeiert, wenn sie «den Adler machen». In den albanisch besiedelten Teilen
Jugoslawiens hingegen sei friher ofters die Polizei eingeschritten, wenn die
Doppeladler-Flagge 6ffentlich gezeigt wurde.

Die Geste im Spiel habe laut Xhaka folglich auch den albanischen und nicht den
serbischen Fans gegolten, dennoch stufte die Fifa die Handlung als Provokation
gegenlber dem serbischen Publikum ein. Es folgten Bussen in Héhe von CHF 10'000 fur
die beiden Spieler und eine weitere Busse von CHF 5'000 fur Teamcaptain Lichtsteiner,
der den Doppeladler aus Solidaritdt mit seinen Teamkollegen ebenfalls zeigte. Die
Schweiz gewann die Partie 2:1.

Damit war aber die Diskussion nicht abgepfiffen: Die Frage, ob ein Schweizer
Nationalspieler eine auslandische Jubelgeste machen durfe, beschéftigte die Schweiz
noch Uber einen Monat und war wahrend Wochen ein dominierendes Thema in der
Tagespresse. Der Direktor des SFV, Alex Miescher, fragte im Juli in einem Interview mit
dem Tages-Anzeiger gar, ob Doppelblrger Uberhaupt fir eine Nationalmannschaft
geeignet seien. Xhaka selbst bezeichnete diese Aussage gemaéss Tages-Anzeiger als
«Unsinn» und «Steinzeitkommentar», laut Jacqueline Fehr (sp, ZH) sei sie «eine
Ohrfeige fur alle Doppelburger», wie der Blick titelte. Dieser veroffentlichte daraufhin
in der Sonntagsausgabe auf Uber elf Seiten unterschiedliche Stellungnahmen zur
Doppeladler- und Doppelbirger-Diskussion.

Fur die Aussage Mieschers entschuldigte sich der Prasident des SFV, Peter Gilliéron,
spater, Jurg Stahl (svp, ZH), Prasident des Dachverbandes von Swiss Olympics,
unterstitzte hingegen die Aussage Mieschers gegenliber dem Blick: Schweizer
Sportlerinnen und Sportler, welche die Schweiz an olympischen Spielen und
Weltmeisterschaften vertreten, sollen «durch und durch und nur unsere Nation
vertreten», was im Falle von Doppelblrgern aber oft schwierig sei. Mit einer
Abschaffung von Doppelblrgerschaften kénne man hier Abhilfe schaffen, so Stahl
weiter.

Auch die Weltwoche griff die Thematik auf: Dort zitierte Roger Képpel (svp, ZH) den
Schriftsteller Gottfried Keller, indem er definierte, was Schweizer Staatsangehorige
ausmache: Es sei das Burgerrecht und die Identifikation mit dem Land und seiner
Staatsform. Dass nun die Doppeladler-Geste fur Irritierung darlUber sorge, ob die
Spieler der Schweizer Nati denn Uberhaupt flr die Schweiz oder fur Albanien spielten,
sei nur naheliegend, meinte Képpel weiter, denn der Doppeladler sei eben nicht ein
Schweizer Symbol.

Schliesslich gab es aber auch humorvolle Beitréage zur Diskussion: Vielleicht sei der
Doppeladler ja nur Werbung flir die Vogelwarte Sempach gewesen, witzelte man im
Tages-Anzeiger. Insgesamt erregte der Zwischenfall aber derart viel Aufmerksamkeit,
dass die ZHAW den Begriff «Doppeladler» im Dezember zum Wort des Jahres 2018
kirte.
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In verschiedenen Medienbeitrdgen sowie Kommentaren aus Politik und Gesellschaft
wurde im ersten Halbjahr dartiber gemutmasst, inwiefern die Coronakrise die Welt und
damit auch die Schweiz nachhaltig pragen werde. Besonders haufig thematisiert
wurden das kapitalistische Wirtschaftssystem und die Globalisierung.

Bereits die zur Eindémmung der Pandemie getroffenen Massnahmen im Marz stellten
«so ziemlich alles auf den Kopf» (Sonntags-Blick) und so war schon friih von «einer
Schweiz vor» und «einer Schweiz nach» Corona die Rede. Ahnliche Einschatzungen
verkiindete auch Bundesrat Berset: Dieser sprach Ende Mai nach Bekanntgabe
massgeblicher Lockerungen der Massnahmen an einer Pressekonferenz von einer
kommenden «neuen Normalitdt», in welcher die Bevdlkerung mit dem Virus zu leben
lernen musse. Die Aargauer Zeitung griff diese vom Bundesrat ausgerufene «neue
Normalitat» auf und listete Punkte auf, welche die Schweiz trotz Lockerung der
Massnahmen in der kommenden Zeit beibehalten sollte. Es wurde etwa zur Stérkung des
Lokalgewerbes aufgerufen, Homeoffice und Heimunterricht als nicht nur gesundheits-
sondern auch umweltschonende Alternativen zum courant normal gelobt und mehr
Wertschatzung fur das Pflegepersonal gefordert. Hinzu kamen Forderungen, auch nach
Corona weniger zu fliegen (die internationale Luftfahrt wurde von der Pandemie
besonders getroffen) und, damit verbunden, mehr Ferien und Ausflige in der Schweiz
zu machen, um den von der Krise gebeutelten hiesigen Tourismussektor zu
unterstlitzen. Zuletzt winschte sich der Autor, die Solidaritat mége doch weiterhin
gelebt werden und die Ruhe, welche vielerorts wéhrend des Lockdowns eingekehrt war,
moge noch etwas Andauern.

Ebenfalls in der Aargauer Zeitung meinte die Philosophin Annemarie Pieper in einem
Interview, die Krise werde uns weniger kapitalistisch denken lassen. Durch den
Lockdown, welcher fur die Wirtschaft einschneidende Folgen hatte, sei die Gesundheit
der Menschen in den Fokus gerlckt. Globale Lieferketten seien unterbrochen, lokale
Gewerbe und Produktionsmoglichkeiten dadurch wichtiger geworden. Dies, so Pieper,
fordere nachhaltige Denkmuster, die langerfristig und damit Uber Corona hinaus
bedeutsam bleiben kénnten.

In der Basler Zeitung betonte auch Nationalratin Maya Graf (gp, BL) den Stellenwert des
Lokalgewerbes. Der anfanglich beflrchtete Medikamenten- und Schutzmaskenmangel
mache sichtbar, wie stark die Schweiz von auslandischen Produzenten wie China oder
Indien abhangig sei, weshalb Graf bekraftigte, lokales Gewerbe musse geschutzt und
regionale Wirtschaftskreisldufe gestarkt werden. Zudem sah sie in der Krise eine
Chance, Schwachstellen auszumachen und zu beheben. Nachholbedarf gebe es laut
Graf etwa bei der Digitalisierung (nicht alle Unternehmen und Schulen waren auf die
Umstellung auf Homeoffice respektive Fernunterricht vorbereitet) oder bei den
Arbeitsbedingungen des Pflegepersonals, dessen Relevanz durch Corona verdeutlicht
wurde.

In der Weltwoche wurde das vorherrschende Wirtschaftsmodell der Welt «weder [als]
gross noch grossartig», sondern als «Geldmaschine fir multinationale Konzerne»
beschrieben. Der Weltwoche-Autor erhoffte sich zudem, dass das Virus die Menschen
nicht nur krank mache, sondern wieder mit mehr Menschlichkeit und Vernunft
«infizierte», die den Menschen in den letzten Jahren abhanden gekommen sei.

Auch Trendforscher Matthias Horx stufte das Virus als wegweisend flr die Zukunft ein:
Massnahmen zur Einddmmung des Virus, etwa das Social respektive Physical Distancing
oder der gedrosselte internationale Austausch seien Anstoss, Distanz und Beziehungen
neu zu definieren. Die globalen Verbindungen, seien es logistische, soziale oder
politische, seien coronabedingt ge- aber nicht zerstdrt worden. Dies werde zu einer
Neuorganisation dieser Verbindungen fuhren, deren Auswirkungen sich aber erst noch
zeigen missten. ?

Repoussé en 2020 en raison de la pandémie de coronavirus, le championnat d'Europe
de football s'est finalement déroulé en juin et juillet 2021 dans plusieurs villes
d'Europe. Aprés un match nul initial contre le Pays de Galles, la Suisse s'est inclinée 3-0
contre les italiens, futurs vainqueurs du tournoi. Ce début de tournoi décevant a attisé
les critiques, issues particulierement de la presse de boulevard alémanique. En plus des
discussions récurrentes autour de I'nymne national - la Weltwoche ne s'étonnait pas
que les performances ne suivent pas si les joueurs préféerent mettre le genou a terre
(pour exprimer leur soutien au mouvement Black Lives Matter) plutét que de
s'époumoner lors du cantique -, une polémique a vu le jour en raison de la venue
expresse a Rome d'un coiffeur suisse; une visite qui n'aurait pas d0 étre autorisée en
raison des contraintes liées a la pandémie. L'espoir renaissait aprés la victoire 3-1
contre la Turquie, qui a permis & I'équipe nationale d'accéder aux huitiémes de finale.
Pour briser son plafond de verre en franchissant pour la premiére fois depuis 1954 un
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tour a élimination direct lors d'un Euro ou d'une Coupe du monde, la Suisse faisait face
a I'équipe de France, championne du monde 2018. Ce match a attisé les passions de
tout le pays, la presse suisse voyant |a I'occasion de faire plier le voisin tricolore, parfois
percu comme arrogant, et que les médias hexagonaux envoyaient d'ores et déja au
stade suivant. Que nenni, car la Suisse mettait son adversaire au tapis le 28 juin,
décrochant une victoire historique aux tirs au but. Rapidement qualifiée de plus belle
victoire de I'histoire de I'équipe de Suisse, cette rencontre a déclenché un
enthousiasme collectif dans le pays, mesurable notamment au nombre de coupures de
presse consacrées a la Nati. Pour la Tribune de Genéve, cette victoire faisait office
d'exutoire pour la population, apres une année et demi de contraintes lices a la
pandémie. Si la belle aventure s'est terminée en quart de finale contre I'Espagne,
|'épopée de I'équipe nationale faisait écrire a la WOZ que la Nati avait avant tout gagné
un match contre la Suisse au cours de cet Euro. Pour I'hnebdomadaire zurichois, la
performance suisse laissait, en effet, espérer que les polémiques inutiles resteront de
cbté pendant quelques années, les joueurs ayant prouvé qu'il valait mieux les juger a
I'aune de leurs performances plutét que de leurs origines ou leurs coupes de cheveux. *

Le 27 juillet 2020, trois drapeaux suisses flottent dans le ciel japonais, alors que
réesonne le cantique national: Jolanda Neff, Sina Frei et Linda Indergand occupent le
podium. Les Suissesses viennent de signer un triplé historique, en prenant les trois
premiéres places de la course de VTT des jeux olympiques de Tokyo. Du jamais vu chez
les femmes suisses, alors que les hommes avaient signé pareil exploit en 1924 et 1936 en
gymnastique, une autre époque. Mathias Fllckiger récoltait lui la médaille d'argent dans
la course masculine, si bien que ces performances ont donné I'occasion a la presse de
revenir sur I'histoire d'amour qui lie la Suisse au VTT. L'Aargauer Zeitung listait ainsi les
raisons qui font de la Suisse la nation du VTT. En plus des terrains d'entrainement
idéaux, les sportifs et sportives suisses peuvent compter sur le soutien de leur
fédération, Swiss Cycling, qui est une pionniere en ce qui concerne les techniques
d'entrainement, et sur la possibilité d'effectuer leur école de recrue en tant que
sportifs d'élites au sein de l'armée, bénéficiant ainsi d'un soutien financier non
négligeable dans un sport relativement colteux. La présence d'exemples - Thomas
Frischknecht fut le premier suisse médaillé en VIT aux JO d'Atlanta en 1996 - joue
également un réle pour motiver la reléve. La pratique du VTT ne se limite cependant pas
aux sportifs et sportives d'élite. Alors que ce sport était déja populaire auparavant, la
pandémie du coronavirus a provoqué une augmentation massive des ventes, qui ont
atteint un record avec plus de 200'000 vélos achetés en 2020. De par sa pratique en
plein air, le VTT a attiré de nombreux.ses nouveaux.elles utilisateurs et utilisatrices, a la
recherche d'activités compatibles avec les regles sanitaires. Comptant pour un tiers
des ventes, le vélo électrique a eu particulierement de succes. Cet intérét pour le VIT
est bienvenu pour les sociétés de remontées mécaniques, qui sont nombreuses a avoir
développé des «bikeparks» ces dernieres années. En offrant des pistes de descentes,
des «trails» et diverses offres spécifiques a la pratique du VTT, les stations espérent
attirer des touristes durant I'été, compensant ainsi la baisse d'activité hivernale due a la
diminution de I'enneigement. Il existe déja plus de 10'000 km de «trails» balisés dans
tout le pays, et une étude publiée par SuisseRando, SuisseMobile et I'Office fédéral des
routes (OFROU) indique que ce sport rapporte annuellement environ CHF 370 millions a
|"économie nationale. Mais ce développement ne fait pas que des heureux.ses. La
cohabitation avec les autres usageres et usagers des foréts nécessite un respect
mutuel, que I'on ne retrouve pas partout. Certain.e.s mécontent.e.s se font en effet
justice eux-mémes, barrant les chemins avec des cordes ou des fils difficilement
visibles. Des actes dangereux ayant déja mené a des blessures relativement graves,
selon I'Aargauer Zeitung.

Une nouvelle fois, I'encre a coulé dans la presse pour débattre de la participation de
|'équipe de Suisse a la coupe du monde 2022 au Qatar. Apres sa performance a I'Euro
2021, la Nati était attendue au tournant par ses fans, malgré le contexte pesant d'une
compétition disputée dans un pays critiqué pour ses manquements en termes de droits
humains. Pour la Nati, il s'agissait de faire abstraction de cela afin de se concentrer
pleinement sur les performances sportives. Cependant, un autre élément a apporté son
lot de discussions extra-sportives. Comme en 2018, le tirage au sort avait réuni la Suisse
et la Serbie dans le méme groupe. Cette rencontre a charrié avec elle des tensions
inévitables entre les Suisses d'origine kosovare et les Serbes. En effet, certains d'entre
eux, et des membres de leurs familles, ont vécu la guerre du Kosovo a la fin des années
90. Aujourd'hui encore, de fortes tensions subsistent entre les deux principales
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communautés du Kosovo, a savoir les Serbes et les Albanais. La Suisse y envoie d'ailleurs
des militaires depuis 1999 dans le cadre de la KFOR, la mission de paix de I'OTAN au
Kosovo. Lors de la rencontre entre Suisses et Serbes en 2018, une grosse polémique
avait éclaté apres que Xherdan Shaqiri et Granit Xhaka avaient célébré leurs buts en
mimant |'aigle bicéphale, symbole de la communauté albanaise. Pour I'ASF, il s'agissait
donc d'éviter cette fois-ci de telles polémiques, colteuses tant financierement - la
FIFA veut a tout prix éviter que la politique ne se méle au sport, et ne lésine pas sur les
amendes pour cela - qu'en termes d'énergie - en 2018, la Suisse était passée a coté de
son huitieme de finale, qui avait suivi la polémique. Pour ce faire, une délégation de
I'ASF a rencontré des colléegues serbes en amont de la rencontre, accordant leurs
violons sur le fait qu'ils souhaitaient « un match de foot, et rien d'autre ». Pourtant, il
fallait s'attendre a des provocations, notamment venant de la presse serbe, selon Valon
Behrami, joueur de la Nati en 2018 et lui aussi originaire du Kosovo. Sur le terrain, la
Nati a fait ce qu'il fallait, s'imposant 3 buts a 2 pour se qualifier en huitiéme de finale. Si
d'aigle bicéphale il n'y a eu, le capitaine et meilleur joueur de I'équipe Granit Xhaka a
néanmoins été impliqué dans des échauffourées avec les Serbes. Aprés le coup de
sifflet final, Xhaka a revétu le maillot de son jeune coéquipier Ardon Jashari, selon lui
pour le féliciter de sa participation au Mondial (Jashari n'a pas joué ce soir-la). Une
provocation aux yeux des serbes, Jashari étant également le patronyme de I'un des
principaux fondateurs de I'armée de libération du Kosovo (UCK). Considéré comme un
héros national par les Albanais, Adem Jashari est vu comme un criminel de guerre par
les Serbes. Il a été abattu par ces derniers en 1998 avec une cinquantaine de membres
de sa famille, a précisé le Temps. Obligée de justifier le geste du capitaine de la Nati,
|'Association suisse de football s'en est tenue a la version de Xhaka, assurant que le
message n'avait aucune connotation politique. En Suisse, les réactions sont restées
assez faibles comparé a 2018. Tout au plus, la Weltwoche s'est fendue d'un article pour
affirmer que Xhaka n'avait pas la stature d'un capitaine. D'autres ont pris sa défense,
jugeant sa réaction peu surprenante, au vu de son histoire familiale. En effet, son pére
a été emprisonné et torturé pour avoir participé a une manifestation pacifique a
Pristina au début des années 90.

Sur le rectangle vert, le parcours suisse s'est terminé sur un cuisant échec. En effet, le
Portugal n'a fait qu'une bouchée des joueurs helvétiques en huitieme de finale. Les
Lusitaniens ont écrasé la Nati six buts a un. ®

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wirtschaftspolitik

En décembre 2020, le Conseil fédéral a décidé de la fermeture des restaurants face a
la situation épidémiologique Covid-19 préoccupante. Depuis, les restaurants, et plus
particulierement les terrasses des restaurants, ont cristallisé les tensions politiques qui
animent la Suisse. D'un coté, certains partis politiques, et notamment I'UDC, ont plaidé
pour une réouverture rapide des restaurants et donc une fin du semi-confinement.
D'un autre coté, des tensions sont apparues entre la Conseil fédéral et les cantons a la
suite d'une mise a disposition de places assises sur les terrasses des restaurants des
stations de skis de six cantons helvétiques. Ces différentes tensions ont été largement
relayées dans les journaux helvétiques. En outre, GastroSuisse a annoncé le lancement
d'une initiative populaire «Une indemnisation adéquate en cas de pandémie». La
faftiere estime que la crise actuelle met en exergue les failles du systeme et qu'une
refonte est donc nécessaire.

Ensuite, la chronologie des décisions du Conseil fédéral, relative aux mesures
sanitaires, a ajouté du feu sur les braises. En effet, le Conseil fédéral a d'abord renoncé
catégoriquement a une ouverture des restaurants et/ou terrasses jusqu'au 22 mars
2020. Puis, il a mis en consultation une possible ouverture des terrasses a la mi-mars
avant de rétropédaler le 20 mars et de renoncer a I'ouverture avant avril 2021. Ces
aller-retours ont animé le débat sur les mesures sanitaires pour lutter contre le Covid-
19.°
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Konjunkturlage- und politik

Alors que les statistiques 2019 du tourisme helvétique promettait un ciel sans nuage,
I'orage de la crise du Covid-19 est venu largement assombrir ces perspectives. En
février 2020, I'Office fédérale de la statistique (OFS) présentait les chiffres records du
tourisme en 2019, avec 40 millions de nuitées. Malgré ces chiffres, la branche du
tourisme était déja consciente de faire face a un immense orage a cause des
annulations des touristes chinois, principaux moteurs du tourisme, et a l'arrivée du
coronavirus en ltalie. En effet, la branche du tourisme est consciente de sa dépendance
a la situation économique et géopolitique.

Ces craintes ont été confirmées au mois de mars avec la fermeture de I'ensemble des
restaurants, sur ordre du Conseil fédéral, et de la majorité des hotels, suite & I'absence
de clients. Selon HotellerieSuisse, 95 pourcents des établissements hoteliers étaient
fermés en mars 2020, alors que les hotels ouverts comptaient un taux d'occupation
d'environ 5 pourcents.

Pour faire face a la crise, le tourisme a eu recours au chdmage partiel et aux crédit-
relais cautionnés par la Confédération. Néanmoins, selon la branche, ces mesures ne
seraient pas suffisantes. En effet, une étude de la HES-SO a évalué a CHF 6.4 milliards
les pertes pour le tourisme a cause de la crise du Covid-19. L'effondrement de la
demande au printemps 2020 et le tarissement de la demande a long-terme devraient
impacter durablement la branche avec potentiellement un tiers de faillites.

Pour contrer ces difficultés, le secteur du tourisme s'est tourné vers le Conseil fédéral.
Il a demandé I'obtention d'une contribution a fonds perdu, des aides fiscales ainsi que
la solidarité des bailleurs et assureurs. Le Conseil fédéral a d'abord fait la sourde
oreille, puis a transmis la balle au Parlement. Finalement, de nombreux acteurs du
tourisme ont demandé au Conseil fédéral de mettre sur pied un programme de
promotion de la destination «Suisse» pour les Helvetes. Face au frein imposé a la
mobilité internationale, HotellerieSuisse a proposé a la Confédération de remettre des
bons a fonds perdu ou des allégements fiscaux pour les Helvetes qui partiraient en
vacances d'été en Suisse. Si le Conseil fédéral n'a octroyé, ni bons, ni allégements
fiscaux, il a toutefois fortement recommandé, lors de la conférence de presse du 29
avril, aux Suisses et Suissesses de rester en Suisse pour les vacances. ’

Alors que le soleil estival tirait ses dernieres cartouches, le secteur du tourisme a
présenté les statistiques hoteliéres de I'été 2020 dictées par les mesures sanitaires.
D'un coété, les Helvétes ont répondu a I'appel du pied de la Confédération et des milieux
touristiques et ont majoritairement voyagé en Suisse. Des objets parlementaires
(20.3218 et 20.3326) avaient notamment été déposés pour favoriser des vacances en
Suisse. Néanmoins, seules les régions périphériques et de montagnes ont profité de cet
engouement. Par exemple, les cantons de Grisons (+13.2%), du Tessin (+12.7%), de
Neuchatel (+5.3%) et du Jura (+11.8%) ont connu une hausse de fréquentation. A
I'inverse, les centres urbains et les destinations dépendantes des touristes étrangers
ont fortement souffert. Les villes de Geneve (-79%), Zurich (-81%), Béle (-69%) et
Lausanne (-60%), ainsi que des destinations comme Zermatt (-43%) ou Interlaken (-
61%) ont connu un été morose.

Face a ces chiffres, le secteur touristique, qui profite de plusieurs aides comme le
chémage partiel, les crédits-relais Covid-19, ou des aides cantonales, a demandé la
création d'une aide a fonds perdu, ou la transformation de certains crédit-relais en
aide a fonds perdu. Une prolongation au 31 décembre 2020 de la suspension des
poursuites pour les agences de voyages a également été mise en place.

Cependant, les mises en quarantaine durant I'automne et la deuxieme vague du Covid-
19 a la mi-octobre font planer de sombres nuages sur les perspectives du tourisme
helvétique. La saison d'hiver est notamment au cceur des discussions. 8

Lors de la session de septembre 2020, le Parlement a débattu de la loi Covid-19. En
particulier, il a ajouté la notion de «cas de rigueur» qui fait écho aux entreprises
fortement impactées par les mesures sanitaires. Cela concerne les entreprises dans
|"événementiel, les forains, et les entreprises dans le secteur du voyage et du tourisme.
Le Parlement a mis en place des critéres précis pour déterminer quelles entreprises
pouvaient étre considérées comme des cas de rigueur. Pour étre précis, I'entreprise
devait étre saine avant la crise du Covid-19, ne pas avoir déja bénéficié d'aides
fédérales, dans le cadre des mesures de soutien au sport et a la culture et avoir connu
une perte du chiffre d'affaire a hauteur de 40 pour-cent.

Début novembre, le Conseil fédéral a d'abord annoncé un aide a hauteur de CHF 400
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millions (CHF 200 millions a la charge de la Confédération et CHF 200 millions & la
charge des cantons) pour ces cas de rigueur. Une procédure de consultation express a
été mise en route afin de permettre |'octroi de ces aides dés le mois de décembre.
Néanmoins, cette tranche de CHF 400 millions a recu un accueil mitigé. La hauteur du
montant, la clé de répartition entre les cantons (basée sur la population et le poids
économique), la définition d'un cas de rigueur, le risque de concurrence déloyale entre
les cantons et les critéres d'éligibilité (perte de 40% du chiffre d'affaire) ont été remis
en question dans la presse helvétique.

Au final, aprés consultation, le Conseil fédéral a proposé une hausse de |'aide pour un
montant total de CHF 1 milliards. De plus, la liste des bénéficiaires a été élargies. Cette
mesure devrait étre activée dés le début décembre 2020. Elle s'ajoute a la liste des
mesures prises pour alléger la facture de la crise du Covid-19. ’

Le débat sur l'ouverture des restaurants, et surtout des terrasses, a connu son
épilogue au printemps 2021. Dans un premier temps, le Conseil fédéral a autorisé
|'ouverture des terrasses a partir de la mi-avril. Cette ouverture a été accueillie trés
favorablement par les restaurateurs, malgré les contraintes imposées (service a table, 4
personnes maximum par table, distanciation sociale). Puis, dans un deuxieme temps, le
Conseil fédéral a fait un pas supplémentaire en direction d'une «vie normale». Les
restaurants ont pu, a nouveau, accueillir des clients a I'intérieur a partir du 31 mai 2021,
avec toujours de nombreuses restrictions (service a table, 4 personnes maximum par
table, distanciation sociale, enregistrement des données). Ces mesures n'ont pas, pour
autant, éliminé les nombreuses difficultés rencontrées par le secteur de la restauration
qui a continué de demander des aides supplémentaires aupres de I'Etat pour combler
les pertes conséquentes induites par le Covid-19.

Wirtschaftsordnung

La crise du Covid-19 a mis sous les projecteurs les commerces, et plus précisément les
commerces de détail. Tout d'abord, & la mi-mars 2020, les mesures de confinement
édictées par le Conseil fédéral ont mené a la fermeture d'une majorité de commerces.
La seule exception autorisée fut les biens de premiére nécessité avec comme téte de
gondole I'alimentation. Ces commerces ont di mettre en place des mesures sanitaires
drastiques afin de contenir la propagation du virus tout en offrant I'intégralité de leur
gamme de biens de premiere nécessité. Ensuite, cette fermeture a dynamisé le e-
commerce. Les entreprises de livraison, et notamment La Poste, ont été mis sous
pression par |'explosion des commandes en ligne. Ce revirement des habitudes de
consommation, ajouté a certains achats frénétiques en magasin, a mis sous pression les
chafnes logistiques de distribution de nombreux fournisseurs. Puis, le 22 avril 2020, le
Conseil fédéral a annoncé la réouverture de certains commerces au 27 avril et d'autres
au 11 mai 2020. Cette décision a entrainé I'ire de nombreux commerces qui ont fustigé
une décision en faveur des grandes entreprises, telles que Coop et Migros, aux dépens
des petits commercants. Cette vague de mécontentement a forcé un rétropédalage du
Conseil fédéral qui a maintenu de nombreuses interdictions jusqu'au 11 mai afin de
garantir I'équité.

De leur coté, les restaurants et bars ont subi la crise de plein fouet. Une fermeture de
presque 2 mois a mis en difficulté de nombreux établissements. La décision d'une
réouverture, avec de nombreuses restrictions sanitaires, a recu un accueil mitigé dans
la presse. Si plusieurs établissements se sont félicités de cette ouverture, notamment
en Suisse alémanique, d'autres restaurateurs sont restés sceptiques face a des mesures
sanitaires pas toujours compatibles selon |'établissement. En Suisse romande, de
nombreux établissements ont d'ailleurs déja annoncé qu'ils ne rouvriraient pas le 11
mai, car les colts engendrés ne seraient pas couverts par des entrées de revenus
incertaines.
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Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Unmittelbar nach der zur Bekdmpfung des Coronavirus behdérdlich verordneten
Schliessung von Betrieben, die nicht zur Deckung des téglichen Bedarfs dienen, kam die
Frage auf, ob Geschaftsmieten fiir die Dauer der Schliessung geschuldet seien.
Gastrosuisse und andere Branchen- und Mieterorganisationen stellten sich auf den
Standpunkt, dass fur diese Zeit ein Mangel des Mietobjekts vorliege, da das gemietete
Objekt fur den vereinbarten Zweck nicht nutzbar sei. Der Hauseigentimerverband und
der Verband Immobilien Schweiz erachteten die Aufhebung der Zahlungspflicht als
verfehlt, da auch sie weiterhin mit der Liegenschaft in Verbindung stehende Zahlungen
zu tatigen hatten. Sie vertraten die Ansicht, dass eine Betriebsschliessung in den
Risikobereich der Betreibenden falle. Auf juristischer Seite fanden sich
Flrsprecherinnen und Fursprecher fur beide Seiten, wobei aufgrund der noch nie
dagewesenen Situation keine Partei auf einen Prazedenzfall Bezug nehmen konnte. Die
Kontrahenten zeigten sich jedoch gesprachsbereit. Auch von Seiten der Vermietenden
bestand gerade in wirtschaftlichen Krisenzeiten ein Interesse fur die langerfristige
Aufrechterhaltung des Mietverhéltnisses, weshalb es einen Konkurs der Mieterschaft zu
verhindern galt. Der Hauseigentimerverband wusste einige Tage nach der Schliessung
von vielen Vermieterinnen und Vermietern, die ihrer Mieterschaft entgegenkommen
wollten. Gleichzeitig wies der Verband aber auch darauf hin, dass nicht alle Eigentlimer
und Eigentimerinnen in der finanziellen Lage seien, auf die Mietausfalle zu verzichten.
Eine von Gastro Zurich-City durchgefihrte Umfrage zeigte indes ein anderes Bild:
Wahrend rund 80 Prozent der Stadtzircher Gastronomiebetriebe um eine
Mietzinsreduktion angefragt hatten, hatte nur gerade die Halfte von ihnen eine Antwort
ihrer Vermieterinnen und Vermieter auf ihr Anliegen erhalten. Diese Antwort wiederum
fiel nur in rund einem Drittel positiv aus, womit 13 Prozent aller Bars, Restaurants und
Clubs in der Stadt Zurich mit Mietzinsreduktionen rechnen kénnten.

Grosse Immobiliengesellschaften, Pensionskassen, Banken und Versicherungen zeigten
sich gemass Aussagen des Verbands der Geschéaftsmieter im Gegensatz zu vielen
Privatvermietenden wenig kulant. Sie wlrden sich gesprachsbereit zeigen, wenn ein
Nachweis vorliege, dass alle verfligbaren Méglichkeiten wie Kurzarbeit und der Bezug
von Notkrediten ausgeschdpft worden seien.

Zur Klérung der offenen Fragen im Mietrecht rief der Bundesrat Ende Mérz die
Einsetzung einer Task Force unter Leitung des BWO ins Leben, die Vertreterinnen und
Vertreter aus der Verwaltung, der Mieter- und Vermieterorganisationen, der
Immobilienwirtschaft sowie von Staddten und Kantonen einschloss. Am 8. April
verkiindete der Bundesrat, dass er nicht in die vertraglichen Beziehungen zwischen
Privaten eingreifen wolle und die Vertragsparteien dazu auffordere, «im Dialog
konstruktive und pragmatische Losungen» zu finden. Einen anderen Weg gingen die
Kantone Basel-Stadt, Freiburg, Genf, Neuenburg und Waadt: Sie alle beschlossen
Regelungen, die wahrend den Fruhlingsmonaten jeweils eine Kostenbeteiligung durch
den Kanton vorsahen, sofern sich die beiden Parteien auf einen zum Teil vordefinierten
Verteilungsschlissel einigen konnten. Gemaéass Zahlen aus Genf hatten im
Westschweizer Stadtkanton 90 Prozent der von den Mietenden angefragten
Vermieterinnen oder Vermieter dieser Losung zugestimmt.

Mit der Zeit begannen sich auch einige grossere Immobilienbesitzer kulant zu zeigen. In
den Medien fanden etwa der Flughafen Zurich und die Credit Suisse als erste grossere
Vermietende Erwahnung in dieser Hinsicht. Nach der Mitteilung des Bundesrates
folgten auch die Versicherungen Helvetia und mit der Swiss Life die grosste private
Immobilienbesitzerin in der Schweiz. Letztere gab bekannt, dass sie Kleinstbetrieben,
die monatlich weniger als CHF 5'000 Miete schulden, nach individueller Absprache
Mietzinsreduktionen gewéhre. Spéater beschlossen auch die Migros und die SBB
wahrend der Schliessung der Betriebe Mietreduktionen um 50 Prozent respektive
erliessen die Miete fur den betreffenden Zeitraum komplett. Eine Lésung wie die vom
Sténderat vorgeschlagene Variante (vgl. nachfolgend) beschloss auch Swiss Prime Site
nach der ausserordentlichen Session.

Im Gegensatz zum Bundesrat befand das Parlament, dass der Bund in dieser Sache
Regelungen beschliessen solle, weswegen es die Frage der Geschaftsmieten als
zentrales Traktandum auf das Programm der ausserordentlichen Session zur
Bekampfung des Coronavirus setzte. Obwohl sich mit dem Verband Schweizer
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Immobilien gar ein Teil der Vermieterschaft fir einen der beiden Vorstésse zu den
Geschaftsmieten verantwortlich zeigte, konnten die beiden Rate in der
ausserordentlichen Session in dieser Frage keine Einigung erzielen (Mo. 20.3142; Mo.
20.3161). Im Nachgang zeichnete sich in den Kommissionen jedoch eine
Kompromisslésung ab, die eine Aufteilung der Mietkosten im Verhéltnis von 40 zu 60
auf die Mieter- und Vermieterschaft vorsieht und die von den Ré&ten in der
Sommersession behandelt werden soll.

Kurz vor Beginn der Sommersession publizierte der Schweizerische Verband der
Immobilienwirtschaft eine  Umfrage zum Stand der Verhandlungen bei
Mietzinssenkungen, die 3544 Mietverhéltnisse bertcksichtigte. In 46 Prozent der Falle
seien Mietzinsreduktionen vereinbart worden, wobei diese in der Regel flur die Dauer
der Zwangsschliessung gelten und im Schnitt eine Reduktion um 50 Prozent umfassten.
Zu Beginn der Sommersession doppelte der Verband Immobilien Schweiz mit einer
eigenen Umfrage bei 30 Mitgliederunternehmen, die sich in insgesamt 5'200
Mietverhaltnissen befinden, nach. In zwei Drittel aller Féalle hatten die Parteien bereits
eine Einigung erzielen kénnen, wobei diese in drei von zehn Féllen aus einer
Mietzinsstundung bestand. ™

Auch nachdem das Parlament in der Sommersession 2020 den Bundesrat damit
beauftragt hatte, einen Gesetzesentwurf zur Regelung der Geschaftsmieten wéhrend
der behordlich verordneten Schliessung  zu prasentieren, ging  die
ausserparlamentarische Debatte zu den Geschaftsmieten weiter.

In den Medien stand zum einen Swiss Life im Zentrum, deren Chef sich bereits im Mai
gegen den «Zwangsmieterlass» (Tages-Anzeiger) gestellt hatte und verlauten liess, dass
eine solche Regelung die Immobilienbesitzerin CHF 10 Mio. kosten wirde. Im Juni stand
Swiss Life aufgrund eines Berichts in der Sonntagszeitung erneut in den Schlagzeilen, da
die Immobilienverwaltungsgesellschaft Livit und Tochter von Swiss Life ihr
Entgegenkommen in der Mietzinsfrage an Bedingungen geknupft habe; geméss einem
dem Wochenblatt vorliegenden Schreiben an eine Vertragsverlangerung von funf
Jahren. Auf Anfrage wollte Swiss Life nicht fUr andere Liegenschaftsbesitzende
sprechen und betonte, dass man selber Kleinstbetrieben auf Gesuch hin
bedingungslosen Mietzinserlass gewéhre. Im selben Artikel kam auch die
Geschaftsleiterin des Zurcher Mieterinnen- und Mieterverbandes zu Wort, die bei der
Vermieterseite zum Teil Verzégerungstaktiken feststellte.

Ein vom Hauseigentimerverband in Auftrag gegebenes und unter anderem von alt
Bundesrichter Peter Karlen (svp) verfasstes Rechtsgutachten folgerte im August 2020,
dass der Bund eine verfassungsmassige Kompetenz fir einen entsprechenden Eingriff
habe, und zwar in erster Linie basierend auf Art. 118 Abs. 2 BV (Schutz der Gesundheit).
Die inhaltliche Ausgestaltung des Gesetzes sei gemass Gutachten indes
verfassungswidrig: Die geplanten Eingriffe in die Eigentumsgarantie seien
unverhaltnismassig und der Aufteilungsschlissel von 60 zu 40 sei willkirlich und
verletze das Gebot der Rechtsgleichheit; ebenso der Umstand, dass nur von der
behoérdlichen Schliessung betroffene Geschaftsbetriebe unterstutzt werden sollen,
wenn die Inhaberinnen und Inhaber in den Geschaftsraumen zur Miete sind, nicht aber,
wenn sich diese in ihrem Eigentum befinden.

Ende Oktober liess Gastrosuisse auf Anfrage der Sonntagzeitung verlauten, dass es bei
der Mehrheit der Mietverhaltnisse bis zum gegebenen Zeitpunkt nicht zu angemessenen
Lésungen in der Frage gekommen sei. Prasident Casimir Platzer drohte mit dem
Rechtsweg, falls die Vorlage zu den Geschéaftsmieten im Parlament scheitern sollte.
Unterdessen hatte die vorberatende RK-NR die Vorlage tatséchlich mehrheitlich
abgelehnt, gemaéass Sonntagszeitung insbesondere, weil Vertretende der CVP ihre
Meinung geandert hatten. Keinen Meinungsumschwung vollzogen hatte geméss eigenen
Aussagen Fabio Regazzi (cvp, TI), obwohl er im Begriff war, das Amt des
Gewerbeverbandsprasidenten zu Ubernehmen. Der SGV hatte sich in der
Vernehmlassung klar gegen eine eidgendssische Regelung zu den Geschaftsmieten
ausgesprochen.
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Die 6ffentlichen Diskussionen um die Geschaftsmieten flammten ab Ende 2020 wieder
auf. Dies einerseits, weil der Bundesrat in der zweiten Corona-Welle wieder starke
Einschrankungen des offentlichen Lebens anordnete und viele Geschafte ihre Taren
schliessen mussten. Andererseits scheiterte im Parlament ein geplantes Covid-19-
Geschaftsmietegesetz. Einige Kantone und Gemeinden beschlossen daher eigene
Losungen. Gemass dem zweiten Monitoringbericht zu den Geschéaftsmieten hatten
sieben Kantone (GE, VD, FR, NE, BS, SO, BL) ein spezifisches Unterstitzungsmodell im
Bereich der Geschaftsmieten entwickelt. Typischerweise umfassten diese Modelle
einen Beitrag des Kantons an die Miet- oder Pachtkosten, wenn sich die Mietparteien
vorgéangig auf eine Mietreduktion einigen konnten. Insbesondere das «Drei-Drittel-
Modell» des Kantons Basel-Stadt machte Schule. Gemass dieser Regelung Ubernimmt
der Kanton einen Drittel der Mietkosten in den Lockdownmonaten, sofern die
Vermieterseite bereit ist, auf einen weiteren Drittel der Miete zu verzichten. Auch die
Stadte Bern und Zurich folgten dem Modell des Stadtkantons.

Unabhéngig von Fragen bezlglich der finanziellen Unterstitzungsmodelle, ist die Frage,
ob die von den bundesratlich angeordneten Schliessungen betroffenen Geschafte
Uberhaupt Miete zu bezahlen hétten, weiterhin ungeklart. Diese mietrechtliche Frage
bleibt sowohl unter den betroffenen Parteien als auch in der Rechtslehre umstritten,
denn bisher gab es noch kein richtungsweisendes Urteil zu diesen Fallen. Erste Urteile
der Mietgerichte Genf und Zurich fielen zuungunsten der Mietenden aus. Doch gemass
dem Mieterinnen- und Mieterverband sind die Urteile noch nicht rechtskraftig und
mindestens im Fall am Mietgericht Zurich wird das Urteil weitergezogen. Bereits im
April 2021 kundigte Armin Zucker, Vizeprasident des Verbands der Geschaftsmieter, in
der NZZ an, dass sein Verband Musterprozesse anstrebe, um die Frage, ob tatsachlich
100 Prozent der Miete geschuldet seien, gerichtlich zu klaren. Doch Zucker meinte
damals auch, er rechne erst in einigen Jahren mit einem richtungsweisenden
letztinstanzlichen Urteil.

In Abwesenheit von klaren gesetzlichen und rechtlichen Grundlagen blieben vielen
Geschaftsmietenden nur die Verhandlungen mit der Vermieterschaft. Diese zeigte sich
laut verschiedenen Medienberichten, beispielsweise vom Blick oder der NZZ, im
zweiten Lockdown weniger entgegenkommend als noch im Fruhjahr 2020. Mietende
empfanden dies geméass den Berichten als unfair, da das Geschaftsmietengesetz im
Parlament unter anderem mit der Begriindung abgelehnt wurde, dass auch die
Vermieterschaft ein Interesse an einem Entgegenkommen habe und sie deshalb auf die
Mietenden zugehen wurden, wenn der Staat nicht eingreife. Die Vermieterschaft
verwies derweil laut den Medienberichten oft auf die im Januar 2021 durch den
Bundesrat erhdhten Hartefallgelder und forderte ihre Geschaftsmietenden auf, diese
Gelder zu beantragen anstatt einen Mietzinserlass zu fordern.

Die Autorinnen und Autoren des Monitoringberichts zu den Geschéaftsmieten kamen
ihrerseits zum Schluss, dass die Hartefallgelder in grossem Ausmass in Anspruch
genommen wurden und wohl auch deshalb die Anzahl der Unternehmen, die mit ihrer
Vermieterschaft Gber die Miete verhandelte, gegeniber dem ersten Lockdown leicht
gesunken sei (auf ungefahr die Halfte der Unternehmen). Der Anteil der Mietparteien,
die sich einigen konnten, sei etwa bei zwei Dritteln stabil geblieben. ™

Umweltschutz
Naturgefahren

Im Dezember 2019 ereignete sich in Andermatt ein Lawinenniedergang auf eine
Skipiste. Gllcklicherweise konnten alle Verschitteten gerettet werden. Die Medien
stellten sich sodann die Frage, warum eine Lawine auf eine befahrene Skipiste
niedergehen konnte. War diese Piste zu fruh fur die Skifahrer ge6ffnet worden, zumal
die Piste an diesem Tag das erste Mal ge6ffnet war¢ Die Sonntagszeitung berichtete bald
darauf, dass das SLF in einer Studie von 2017 fur das betroffene Gebiet ein komplexes
Lawinenproblem festgestellt hatte. Zudem hatte auch Pro Natura auf die Gefahr
aufmerksam gemacht und berichtet, dass die besagte Piste heikel sei und an
schneereichen Tagen speziell gesichert werden musse. Ein Sprecher des Skigebiets
wiederum nahm die Betreiber in Schutz und hielt fest, dass der Lawinengeféahrdung bei
der Planung des Skigebiets stets hochste Prioritat beigemessen worden sei und dass
das mit dem SLF erarbeitete Sicherheitskonzept immer wieder Uberprift und bei
Bedarf angepasst werde. Die Kantonspolizei Uri er6ffnete noch am Tag des
Lawinenniedergangs eine Untersuchung; dabei solle auch untersucht werden, ob die
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Offnung der Piste unter den gegebenen Schnee-Bedingungen gerechtfertigt gewesen
sei, gab sie bekannt. ®

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Epidemien

Am 16. April 2020 informierte der Bundesrat Uber die geplante Lockerungsstrategie
der Massnahmen zum Coronavirus, die in drei Schritten erfolgen sollte. In den
Mittelpunkt stellte der dabei die Gesundheit der Schweizer Bevdlkerung, daneben
beabsichtigte er aber auch, die wirtschaftlichen Schaden in Grenzen zu halten und die
Einschrankung der Grundrechte zu reduzieren. In einer ersten Etappe sollten ab dem
27. April Coiffeursalons, Kosmetikstudios, Baumarkte, Blumenladen und Gértnereien
ihre Tiren wieder 6ffnen dlrfen. In diesen Einrichtungen sei die Umsetzung von
Schutzkonzepten einfach moglich, sie wiesen wenige direkte Kontakte auf und I6sten
keine grossen Personenstrome aus, erklarte der Bundesrat die Auswahl. Ab dem
gleichen Datum sollten in Krankenhdusern zudem wieder uneingeschrankt Eingriffe
durchgefuhrt werden kénnen.

Als zweite Etappe sah die Regierung fur den 11. Mai die Wiedererdffnung der
obligatorischen Schulen, Einkaufsladen und Markte vor. Vor dem Entscheid Uber diesen
zweiten Lockerungsschritt wollte sie jedoch die Entwicklung der Fallzahlen abwarten
und diesen folglich erst am 29. April fallen. Schliesslich war als dritte Etappe neben der
Offnung von Museen, Zoos und Bibliotheken sowie der Lockerung des
Versammlungsverbots fir den 8. Juni auch die Wiederaufnahme des Présenzunterrichts
an Mittel-, Berufs- und Hochschulen geplant. Einzelheiten dazu beabsichtigte der
Bundesrat am 27. Mai festzulegen.

An demselben Tag, an dem der Bundesrat diese ersten Lockerungsschritte anklindigte,
verabschiedete er eine am 20. April 2020 in Kraft tretende Verordnung, die eine
Uibergangsweise Befreiung von der Anzeigepflicht bei Uberschuldung, die in der Regel
zur sofortigen Insolvenz flihren wirde, und eine zeitlich befristete Covid-19-Stundung
beinhaltete. Letztere sollten insbesondere KMU unbdrokratisch beantragen kénnen. Er
gab zudem bekannt, dass Selbstandigeerwerbende rickwirkend ab dem 17. Marz 2020
Anspruch auf EO erhalten sollen. Mit diesem Entscheid sollte die Problematik
angegangen werden, dass rund 270'000 Personen, darunter zum Beispiel viele
Taxifahrerinnen und Taxifahrer oder Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten, keine
Covid-19-Kredite oder Kurzarbeitsgelder hatten beantragen kénnen, da der Bundesrat
ihre Unternehmen nicht geschlossen hatte, sie aber dennoch bis zu 90 Prozent ihres
Einkommens aufgrund der Pandemie eingebusst hatten. Um die durch die Corona-
Pandemie entstandenen Finanzlécher zu stopfen, gingen zahlreiche verschiedene
Vorschlage ein: von einer Halbierung der Mehrwertsteuer, wodurch der Konsum
angekurbelt werden sollte (Postulat Mdller; fdp, LU; Po. 20.3214), Uber ein funfjéhriges
Ausgaben- und Aufgabenmoratorium (SVP-Fraktion; Mo. 20.3567) und der Reduktion
der Ausgaben fir die EU, den Asylbereich und auslédndische Personen (Motion Quadri;
lega, Tl; Mo. 20.3272) hin zu einer Solidaritatssteuer, z.B. Uber eine Erhdéhung der
Kapitalgewinnsteuer (Motion de la Reussille, pda, NE, Mo. 20.3174; Motion der SP-
Fraktion, Mo. 20.3203; Motion Prezioso, egsols, GE, Mo. 20.3335; Motion Rytz, gp, BE,
Mo. 20.3362).

Anspruch auf Entschadigung ihres vollen Erwerbs sagte der Bundesrat am 22. April
denjenigen Angehdrigen der Armee zu, die zwischen dem 6. Marz 2020 und dem 30.
Juni 2020 zur Bewéltigung der Coronakrise im Einsatz standen und die Dauer ihres
Ausbildungsdienstes Uberschritten hatten. Fir Angehdrige des Zivilschutzes sollte eine
vergleichbare Regel gelten.

Eine Woche darauf kindigte die Regierung an, dass einige Lockerungen schneller
vorgenommen werden kénnten als urspringlich geplant, da die Ausbreitung von Covid-
19 aufgrund der vorbildlichen Umsetzung der ergriffenen Massnahmen durch die
Bevolkerung hatte abgeschwécht werden kénnen. Daher sollten unter anderem auch
Restaurants, Museen und Bibliotheken bereits ab dem 11. Mai wieder ihre Pforten
o6ffnen dirfen und auch Primar- und Sekundarschulen ihren Unterricht vor Ort wieder
aufnehmen kénnen, wobei die diesbezlgliche Entscheidung Uber die Durchflihrung bei
den Kantonen lag. Diese sollten auch entscheiden, ob an den Gymnasien schriftliche
Abschlussprifungen durchgefuhrt werden oder nicht. Im Vorfeld hatte die EDK bereits
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bekanntgegeben, dass sie die Absage mundlicher Prifungen empfehle. Anders sah die
Situation flur die Berufsschulen aus, wo bereits zuvor landesweit einheitlich
entschieden worden war, auf schriftliche Lehrabschlussprifungen zu verzichten. Auch
Trainings im Breiten- und Spitzensport sollten ab dem 11. Mai wieder erlaubt sein.

Um die Auswirkungen der Lockerungen auf die Epidemieentwicklung genau beobachten
zu koénnen, plante der Bundesrat ein entsprechendes Monitoring. Die einzelnen
Lockerungsetappen sollten mit Schutzkonzepten einhergehen, zudem mdissten alle
Institutionen Uber ein auf den Vorgaben des BAG, des SECO oder auf einem
Branchenkonzept basierendes Schutzkonzept verfligen. Des Weiteren beschloss die
Regierung, auch die Einreisebeschrankungen zu entscharfen; Grossveranstaltungen mit
Uber 1'000 Personen blieben jedoch bis Ende August 2020 weiterhin verboten. Die
Kantone wurden zudem aufgefordert, ab dem 11. Mai die flachendeckende
Ruckverfolgung von Neuinfektionen fortzufihren. Ein ahnliches Ziel verfolgte die
SwissCovidApp, eine digitale Applikation mit Bluetooth-Funktechnik, mit der die
Benutzerinnen und Benutzer informiert wirden, wenn sie sich in der Nahe einer mit
Covid-19 infizierten Person befunden haben (Proximity Tracing). Diese gehe Mitte Mai in
die Testphase, zudem solle in Kirze auch die gesetzliche Grundlage fur ihren
ordentlichen Betrieb geschaffen werden, erklérte der Bundesrat. Die eidgendssischen
Abstimmungen vom 19. Mai, welche der Bundesrat im Marz abgesagt hatte, sollten am
27. September 2020 nachgeholt werden. Ferner kiindigte er Liquiditatshilfen in der
Héhe von maximal CHF 1.9 Mrd. an, um den beiden Fluggesellschaften Swiss und
Edelweiss unter die Arme zu greifen.

Mit den ersten Lockerungen einhergehend anderte die BAG-Kampagne «So schutzen
wir uns» am 30. April ihre Grundfarbe auf Pink. Dennoch wurde betont, dass trotz
einiger Zugestandnisse nach wie vor die gleichen Regeln gélten - unter anderem
Abstandhalten, Handewaschen und das Niesen in den Ellbogen. Das BAG legte der
Bevolkerung ausserdem nahe, eine Maske zu tragen, sollten die Abstandsregeln nicht
eingehalten werden kénnen.

Was die vorlaufig auf Eis gelegte Fussballsaison anbelangt, so entschloss der
Zentralvorstand des SFV Ende April, dass abgesehen von der Super League, der
Challenge League und dem Schweizer Cup der Méanner der Spielbetrieb endgtltig nicht
fortgesetzt werden sollte. Ob und in welcher Form die Saison der beiden héchsten
Ligen fortgefuhrt werden kénne, wollte die Swiss Football League nach Anhdérung der
tangierten Clubs entscheiden.

Nachdem die Fruhjahrssession 2020 vor der dritten Woche abgebrochen werden
musste, tagten National- und Stédnderat vom 4. bis 6. Mai im Rahmen einer
ausserordentlichen Session, an welcher in erster Linie Geschafte im Zusammenhang mit
Covid-19 behandelt wurden. Im Zentrum standen dabei die dringlichen Ausgaben zur
Bekampfung der Folgen der Pandemie, etwa fir die Corona-Kredite, welche
nachtraglich von der Bundesversammlung abgesegnet werden mussten. Dartiber hinaus
beschéftigen sich die Rate aber auch ausfuhrlich mit den Corona-Krediten flr die
Unternehmen, mit den Massnahmen fur die Medien oder mit den Frage nach dem Erlass
der Geschéaftsmieten.

Da sich Jugendliche und junge Erwachsene aufgrund der gegebenen Umstéande bei der
Suche nach einer Lehrstelle oder einer Stelle im Anschluss an ihre Ausbildung vor
Herausforderungen gestellt sahen, kam es am 7. Mai 2020 zur Grindung einer aus
Vertreterinnen und Vertretern der Kantone, der Sozialpartner und des Bundes
bestehenden Task Force, welche die Berufsbildung stérken sollte. Tags darauf gab der
Bundesrat bekannt, Institutionen der familienergdnzenden Betreuung, die wegen der
Pandemie Ertragsausfalle erlitten, mit CHF 65 Mio. unterstitzen zu wollen. Wie diese
Unterstitzung genau erfolgen sollte, plante die Landesregierung bis zum 20. Mai in
einer entsprechenden Verordnung festzuhalten.

Am 13. Mai liess das EJPD verlauten, dass die Grenzen zu Deutschland, Osterreich und
Frankreich bis zum 15. Juni 2020 vollstdndig ge6ffnet werden sollen, wenn dies mit der
epidemiologischen Situation vereinbar sei. Die drei Nachbarlander wirden sich zurzeit
ebenfalls in der Transitionsphase befinden und verflgten Uber eine ahnliche
epidemiologische Lage wie die Schweiz. Bis dahin sollten fur binationale Paare, die
nicht verheiratet sind, sowie flr «allféllige weitere Personenkategorien» Ldsungen
entwickelt werden. Gleichentags verkindete das VBS die Unterstltzung des Schweizer
Sports mit Darlehen in einer Hohe vom CHF 500 Mio.

Auch an der sonst schon einem starken Wandel unterworfenen Medienlandschaft zog
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die Coronakrise nicht unbemerkt vorbei. Zeitung, Radio und Fernsehen hatten unter
anderem einen starken Ruckgang an Werbeeinnahmen zu beklagen. Angesichts der
zentralen Rolle, die den Medien in einer Demokratie zukomme, stellte der Bundesrat am
20. Mai die Covid-19-Verordnung elektronische Medien vor, in der Radio- und
Fernsehveranstaltern finanzielle Soforthilfen in der Héhe von CHF 40 Mio. in Aussicht
gestellt wurden. Zeitgleich erliess die Landesregierung eine Notverordnung zur
Unterstltzung der Printmedien, die finanzielle Sofortmassnahmen im Rahmen von CHF
17.5 Mio. beinhaltete. Weiter beantragte der Bundesrat am 20. Mai CHF 14.9 Mrd. in
Form von elf Nachtragskrediten, um die Auswirkungen des Coronavirus auf die
Wirtschaft weiter abzudémpfen. Der Léwenanteil von CHF 14.2 Mrd. ging dabei an die
ALV.

Eine Woche spater - am 27. Mai 2020 - teilte der Bundesrat an seiner Pressekonferenz
den bis anhin grossten Lockerungsschritt mit. So sollte das spontane
Zusammenkommen von bis zu 30 Personen ab dem 30. Mai 2020 wieder erlaubt sein.
Ab dem 6. Juni sollten auch wieder 6ffentliche Veranstaltungen wie etwa Messen,
Theatervorstellungen, Familienanlasse oder politische Kundgebungen mit bis zu 300
Personen stattfinden durfen. Fir denselben Tag wurde zudem die Wiedererdffnung von
Bergbahnen, Campingplatzen und anderen Angeboten im Tourismusbereich wie auch
fur Casinos, Freizeitparks, Zoos, botanische Garten, Wellnessanlagen und
Erotikbetriebe angesetzt. In Restaurants sollte ab dem 6. Juni ausserdem die
Gruppengrdsse von maximal vier Personen aufgehoben werden, jedoch mussen ab
einer Gruppengrosse von vier Personen die Kontaktdaten angeben werden. In Mittel-,
Berufs- und Hochschulen sollte ab dem 6. Juni ebenfalls wieder vor Ort unterrichtet
werden dirfen, wobei die Kantone Uber die Umsetzung entscheiden sollten. Der
Bundesrat legte der Bevdlkerung nahe, weiterhin von zuhause aus zu arbeiten, die
Unternehmen durften jedoch grundsatzlich selbst Uber die Ruckkehr an den
Arbeitsplatz bestimmen. Weiter sollten ab dem 8. Juni die Bearbeitung der Gesuche
von Erwerbstédtigen aus dem EU/EFTA-Raum wieder aufgenommen werden und die
Anstellung hochqualifizierter Arbeitnehmerinnen und -nehmer durch Schweizer Firmen
wieder moglich sein. Zudem sei fur den 6. Juni die vollstdndige Wiederherstellung der
Personenfreizligigkeit und Reisefreiheit im Schengen-Raum geplant, gab der Bundesrat
bekannt.

Am 15. Juni wurden schliesslich die Grenzen zu allen Staaten des EU-EFTA-Raums
wieder vollstandig gedffnet und auch der Einkaufstourismus, der zuvor verboten
worden war, wieder zugelassen. Vier Tage darauf beschloss der Bundesrat, die
ausserordentliche Lage zu beenden und stattdessen zur besonderen Lage geméss
Epidemiengesetz zurlickzukehren, woflr er die Covid-19-Verordnung 3 verabschiedete.
Das Demonstrationsverbot, das zuvor fur ausfuhrliche Diskussionen um die Frage der
Grundrechte gesorgt hatte, fiel am 20. Juni und ab dem 22. Juni wurden weitere bis
anhin herrschende Massnahmen aufgehoben: Unter anderem konnten wieder
Veranstaltungen mit bis zu 1'000 Personen stattfinden, der Mindestabstand zwischen
zwei Personen wurde von zwei Metern auf 1.5 Meter reduziert und die fir Restaurants
und Diskotheken geltende Sperrstunde um Mitternacht sowie die Home-Office-
Empfehlung wurden aufgehoben. Somit waren zu diesem Zeitpunkt zwar noch immer
verschiedene  Unterstitzungsmassnahmen  fir die  Wirtschaft am  Laufen,
Einschréankungen bestanden jedoch fast keine mehr. '

Sport

Zumindest wéahrend ihrer Rekrutenschule kénnen Spitzensportler inskiinftig mit mehr
Verstandnis seitens des Staates rechnen. Da die viermonatige RS oft negative
Auswirkungen auf Training und Wettkampf hat, wurde das Pilotprojekt «Sportkompanie
ad hoc» ins Leben gerufen. Athleten mit Ausweisen des nationalen Komitees fur
Elitesport, Mitglieder von Nationalmannschaften A und B und Junioren sowie weitere
Elitesportler kénnen, falls sie dafiir selektioniert werden, einen Teil ihrer RS (25 Tage)
mit individuellem Training und einer Ausbildung zum Sportanimator verbringen. In
dieser Funktion sollen sie dann ihre Wiederholungskurse in den Rekrutenschulen
leisten.
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Das schlechte Abschneiden der Schweizer Athletinnen und Athleten an den
Olympischen Spielen von Albertville (Frankreich) und Barcelona (Spanien) liess erneut
die Frage nach der Rolle des Staates im Elitesport aufkommen. Wéhrend der frihere
Spitzensportler und heutige FDP-Generalsekretar Kauter schon mal laut Uber die
Schaffung eines Staatssekretariats fir Sport nachdachte, gab man sich bei den anderen
Parteien eher reserviert. Der flr Sport zustandige Bundesrat Cotti liess ebenfalls keinen
Zweifel daran, dass sich die Regierung weiterhin nicht in die Belange des
Hochleistungssports einmischen will.

Mitte Mai 1994 konnte die Eidgendssische Sportschule Magglingen (ESSM) im Beisein
von Bundesratin Dreifuss und von rund 900 Gasten aus Sport, Kultur, Politik und
Wissenschaft ihr 50-jahriges Bestehen feiern. Die ESSM nutzte ihr Jubilaum, um mit
gezielten Aktionen an die Offentlichkeit zu treten und ihre Bedeutung zu
unterstreichen, die sich seit der Grindung 1944 - als sie in erster Linie als
Unterstitzung der Wehrhaftigkeit der Schweizer Armee verstanden wurde - stark
geandert hat. In Zusammenarbeit mit dem Bundesamt fir Kultur wurde ein
Jubildumssymposium durchgeflhrt, an welchem rund 150 Vertreterinnen und Vertreter
verschiedenster Institutionen das Sportverstandnis als Orientierungsrahmen fur die
kinftige Entwicklung des Sportes und als Element der gesamtgesellschaftlichen Kultur
definierten und prazisierten. "

Der vom Verein Solothurner Polittage jahrlich vergebene <«Wengistein», eine
Auszeichnung fur «exemplarische Zivilcourage» ging dieses Jahr an die Schweizer
Fussballnationalmannschaft. Die Fussballer wurden daflr ausgezeichnet, dass sie die
internationale Medienprasenz eines Landerspiels gegen Schweden daflur nutzten, um
gegen die vom neuen franzdsischen Staatsprasidenten Chirac angeordnete
Wiederaufnahme der unterirdischen Atomtests im Stdpazifik zu demonstrieren. 2°

Die Anwesenheit der Bundesrate Ogi und Dreifuss bei den olympischen Sommerspielen
von Atlanta (USA) konnte als Zeichen daflir gewertet werden, welche Bedeutung die
Landesregierung einer Kandidatur der Schweiz beimisst. Bei dieser Gelegenheit
nahmen die beiden Magistraten auch Stellung zu den Gerlchten, wonach der Bereich
Sport und insbesondere die Sportschule Magglingen vom EDI ins EMD wechseln solle.
Bundesrat Ogi bestétigte seine diesbezlglichen Aspirationen. Bundesréatin Dreifuss
vertrat hingegen die Ansicht, dass der Sport keine militérische Aufgabe, sondern
vielmehr Teil der Sozial-, Gesundheits- und Umweltpolitik sei. Aus diesem Grund sei das
Ressort vor zwolf Jahren vom EMD losgeldst worden. Allerdings kénnte sie sich
vorstellen, dass der Sport gewissermassen "ad personam" zu Adolf Ogi Ubergehen
kénnte.

Seit dem 1. Januar des Berichtsjahres heisst das ehemalige EMD Departement fiir
Verteidigung, Bevolkerungsschutz und Sport (VBS). Dessen Vorsteher, der ehemalige
Sportfunktionar Adolf Ogi, machte von Anbeginn klar, welch eminente Rolle in diesem
Rahmen fir ihn der Sport einnehmen wird. Zu seinen Prioritaten erklérte er die
Foérderung des Spitzensportes, zu dem die Armee durch die Einrichtung spezieller
Rekrutenschulen und durch den Aus- und Umbau von Waffenplatzen fir den
Sportbetrieb beitragen soll. Ganz zentrale Bedeutung hat fur ihn die Durchfihrung der
olympischen Winterspiele 2006 im Wallis. Relativ rasch wurde ihm in der Presse
vorgeworfen, sein Engagement fir den Sport - das ihn unter anderem eine ganze
Woche an die olympischen Winterspiele von Nagano (Japan) reisen liess - fihre dazu,
dass er den wirklich wesentlichen Aufgaben in seinem Departement zu wenig
Aufmerksamkeit schenke; insbesondere benutze er seine Reisen ins Ausland fast
ausschliesslich dazu, fur die Winterspiele 2006 zu werben, so etwa in Moskau, Seoul
und Peking. %
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Eine grossere sportpolitische Lawine trat der scheidende Prasident des Internationalen
Skiverbandes FIS und eines der vier letzten auf Lebzeiten gewahlten Mitglieder des 10C,
der Schweizer Marc Hodler, anfangs Dezember los, als er behauptete, bei der Vergabe
von olympischen Spielen sei oftmals massive Korruption im Spiel. Seine Vorwirfe
richteten sich vor allem an die Organisatoren der Winterspiele 2002 in Salt Lake City
(USA). In der Schweiz gaben weniger die konkreten Anschuldigungen zu reden, die rasch
von weiteren |0C-Mitgliedern bestatigt wurden, als vielmehr die Frage, welche
Auswirkungen das Vorprellen Hodlers auf die Kandidatur Sittens haben kénnte.
Besonders heikel wurde die Angelegenheit als verlautete, Ogi habe Hodler gebeten, die
Vorwdrfe nicht publik zu machen. Das VBS dementierte dies vorerst, musste dann aber
eingestehen, dass Gespréache zwischen engen Mitarbeitern Ogis und Hodler
stattgefunden hatten. »

Nachdem Sion (VS) von der Evaluationskommission des Internationalen Olympischen
Komitees (IOK) fur seine Kandidatur fir die Olympischen Winterspiele 2006 nur die
allerbesten Noten erhalten hatte, durfte sich die Schweiz reelle Chancen fur die
Durchfihrung dieses sportlichen Grossanlasses ausrechnen, um so mehr als das IOK die
Korruptionsvorwtrfe seines Schweizer Mitglieds Hodler ernst zu nehmen schien und fur
die weitere Vergabe von Austragungsorten ,saubere™ Verhaltnisse in Aussicht stellte.

Um so grosser war die Enttauschung, als das IOK mit 53 zu 36 Stimmen den Zuschlag fur
die Olympischen Winterspiele 2006 der norditalienischen Stadt Turin erteilte, obgleich
die Evaluationskommision diese Kandidatur wegen der langen Transportwege eher
negativ beurteilt hatte. Als Hauptgrund fur die Vergabe an lItalien wurde in den
Schweizer Medien die Finanzkraft des Turiner Fiat-Moguls Agnelli sowie dessen
personliche enge Beziehungen zu I0C-Prasident Samaranch genannt, aber auch der
Umstand, dass die Bewerbung Roms fir den Olympischen Sommerspielen 2004 trotz
eines exzellenten Dossiers das Nachsehen gegenliber Athen hatte. Hinter vorgehaltener
Hand wurden aber auch Schweizer Stindenbdcke ausgemacht: Marc Hodler, der den
IOC-Skandal aufgedeckt hatte, die Debatte Uber die von Ogi stark favorisierten
Mehrwertsteuergeschenke an das I0C sowie die internationale Isolation der Schweiz. *

Ebenfalls in  Magglingen gab Ogi im November wvor rund hundert
Spitzensporttrainerinnen und -trainern seinem Unmut Uber die Stellung der Schweiz im
internationalen Hochleistungssport Ausdruck. Verglichen mit anderen europaischen
Landern mit dhnlicher Grésse und Bevolkerungszahl und vergleichbaren ékonomischen
Moglichkeiten sei die Schweiz fast schon sportpolitisches Entwicklungsland. Ogi ortete
funf Felder, in denen Verbesserungen moglich sein mussten: Schliessen der Licken in
der Forderungskette (von Klub bis Verband) junger Spitzensportler, Durchléssigkeit
zwischen Schule und Intensivtraining, Anerkennung des Spitzensports als Berufslehre,
Férderung von Nachwuchsprojekten und Schaffung eines lokalen Sportnetzes. 2

Die Fussball-Europameisterschaft 2008, die gemeinsam von der Schweiz und von
Osterreich ausgerichtet wird, vermochte auch im Berichtsjahr die Gemtiter zu erhitzen.
Fur politischen Sprengstoff sorgte vor allem das Eingestandnis des Bundesrates, sich
bei den Kosten flr die 6ffentliche Hand massiv verrechnet zu haben. Wahrend das
Parlament 2002 noch von einem Bundesbeitrag von 3,5 Mio Fr. ausgegangen war, den
es auch prompt bewilligt hatte, rechnete das VBS nun in erster Linie aus
Sicherheitsgrinden (Hooliganismus) mit Gesamtkosten von 203,6 Mio Fr., wovon auf
den Bund 93,5 Mio entfallen sollen, 28,5 Mio auf die Gesamtheit der Kantone und 81,6
Mio Fr. auf die ,Host cities". (Zur Bekdmpfung des Hooliganismus soll das Bundesgesetz
zur Wahrung der inneren Sicherheit verschérft werden, siehe dazu hier). Das flhrte
nicht nur in den Austragungsorten, vor allem in Bern und Genf, zu heftigem Unmut bis
hin zu Boykott-Drohungen, umso mehr als sich UEFA und Schweizerischer
Fussballverband trotz der erwarteten enormen Gewinne weigern, sich mehr als nur
symbolisch an den Sicherheitskosten zu beteiligen; auch im Gesamtbundesrat stiess
VBS-Vorsteher Schmid vorerst auf wenig Gegenliebe. Er wurde von seinen Kollegen
aufgefordert, die aus dem Ruder laufenden Kosten besser zu begriinden. Das VBS ging
noch einmal Uber die Buicher und reduzierte die Kosten fir die 6ffentliche Hand auf 180
Mio Fr., wovon der Bund rund 75 Mio Fr. ibernehmen soll; geméass einem vom Bund in
Auftrag gegebenen Gutachten mdusste aus rechtlicher Sicht der SFV  sémtliche
Sicherheitskosten des Grossanlasses Ubernehmen.
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Fur viel Unverstandnis sorgten auch die millionenschweren Auflagen, welche die UEFA
den ,Host cities® machen will, sowie ihr Ansinnen, die von ihr ausgerichteten
Siegerpramien dem Schweizer Fiskus zu entziehen.

Trotz der Querelen vom Vorjahr wird Zurich doch noch drei EM-Vorrundenspiele
durchfuhren kénnen; nachdem keine Rekurse eingegangen waren, stimmten die
Zircher Stimmberechtigten einem Kredit von rund 120 Mio Fr. flr einen Neubau und
einen EM-gerechten Ausbau des Letzigrund-Stadions zu. %

Die Fussball-Europameisterschaft EURO 2008, der drittgrosste Sportanlass der Welt
nach Olympischen Spielen und Fussball-Weltmeisterschaften, die von der Schweiz und
Osterreich ab dem 6. Juni 2008 ausgerichtet wird, erzeugte in der Bevélkerung, in den
Medien und in der Politik auch negative Reaktionen. Insbesondere wurde kritisiert, dass
damit hohe, Uber Steuern finanzierte Ausgaben auf die Schweiz und die vier ,Host-
cities® (Basel, Bern, Genf und Zurich) zukommen, dass der Gewinn flur die
Volkswirtschaft dagegen nur marginal sei, da die Erfolgshonorare der Spieler und die
milliardenschweren Gewinne der UEFA (Vermarktung der TV-Rechte, Sponsorvertrage)
nicht oder nur zu einem verschwindenden Teil in der Schweiz versteuert werden
mussen, da die UEFA den Grossteil der Gewinne an die (auslandischen)
Mitgliederverbande verteilt und in der Schweiz als gemeinnitziger Verein kaum Steuern
bezahlt. (Zu Fragen bezlglich der EURO 08 im Bereich der inneren Sicherheit
(Hooliganismus) sowie der Leistungen der Armee siehe hier resp. hier) %

Die Sportverbande und die kantonalen Polizeidirektoren einigten sich beim siebten
Runden Tisch gegen Gewalt im und um den Sport auf verbindliche Massnahmen. So soll
in den Fussballstadien und deren Umgebung mittelfristig nur noch Leichtbier
ausgeschenkt werden. Ausserdem miussen alkoholfreie Getrénke billiger sein als Bier.
Fur Hochrisikospiele wird gar ein Alkoholverbot gepruft. Geplant wurde darlber hinaus
ein Rahmenkonzept ,Fan-Arbeit®, das die Rolle und Aufgabe der Fan-Arbeit definiert.
Strengere Zutrittskontrollen werden ebenfalls geprift. Vorgesehen sind auch
Massnahmen gegen das Abschiessen von Feuerwerkskérpern. 2

Angesichts des von vier Schweizer Regionen und Kantonen gedusserten Interesses an
einer Kandidatur fiir die Olympischen Spiele 2026 in der Schweiz fand am 11. Marz 2016
eine  ausserordentliche = Versammlung des  Schweizerischen  Sport-  und
Olympiadachverbands Swiss Olympics statt. Das Parlament des Verbands (das
sogenannte «Sportparlament») - bestehend aus Delegierten der olympischen Verbénde
der Schweiz - entschied, eine Schweizer Kandidatur unter zwei Hauptbedingungen zu
unterstitzen: Erstens mulsse insbesondere die Austragungsregion, aber auch die
restliche Schweiz vom Projekt profitieren kénnen und zweitens musse die Kandidatur
so attraktiv und Uberzeugend sein, dass sie bei der Abstimmung des Internationalen
Olympischen Komitees (IOC) im Herbst 2019 die Mehrheit der Stimmen auf sich
vereinen konne. Darlber hinaus gab das Sportparlament weitere zu erflllende
Rahmenbedingungen vor: Die Kandidatur solle die Unterstutzung von Politik, Wirtschaft
und Tourismus der Schweiz hinter sich vereinen, verschiedensten Umweltaspekten
Rechnung tragen und als «Motor flr eine Revitalisierung des Wintersports» dienen, wie
es die Zeitung «Sudostschweiz» formulierte. Fur den Projektierungsprozess sprach das
Sportparlament ein Budget von CHF 1 Mio. verteilt Uber vier Jahre und legte zudem
einen eher straffen Zeitplan fest: Bis Ende 2016 missten die jeweiligen Kandidaturen
ein Bewerbungsdossier einreichen, zudem mussten bis zum darauffolgenden Frihling
in allen an einer Kandidatur interessierten Kantonen Volksabstimmungen abgehalten
werden, damit im Herbst 2017 ein Schweizer Kandidat fir die Olympischen Spiele 2026
gewéahlt und aufgestellt werden kénne. Fir eine solche Wahl mussten aber sémtliche
Bedingungen erflllt sein, betonte Swiss Olympic.

Neben den drei Schweizer Kantonen Graublnden, Wallis und Bern und der
Genferseeregion, die sich allesamt eine Olympiakandidatur vorstellen konnten, zeigten
sich  sowohl Teile der Politik als auch Vertretende aus den Reihen der
Wirtschaftsverbéande sowie der Sport- und Tourismusbranche erfreut Uber diesen
positiven Grundsatzentscheid von Swiss Olympic. Auch der Bundesrat hatte sich fur die
Austragung der Olympischen Winterspiele 2016 in der Schweiz ausgesprochen. Gemaéss
dem obersten «Schweizer Sportler» (Stidostschweiz), Guy Parmelin, welcher mit einer
Grussbotschaft die Sitzung des Sportparlaments erdffnete, stellten die Olympischen
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Spiele eine grosse Chance dar, die Schweiz auf der internationalen Buhne zu
prasentieren. Dem stimmte auch Jorg Schild als Préasident von Swiss Olympic zu; die
Schweiz sei mit ihren Bergen und einer langen Wintersport-Tradition eine exzellente
Kandidatin zur Ausrichtung dieses vierjahrlichen Sportfests. Es handle sich darlber
hinaus um eine «grosse Chance fur die Schweiz, der Welt zu beweisen, dass
o6kologische und finanziell tragbare Spiele moglich seien», so Schild gegentber der
Stdostschweiz.

Es gelte allerdings zu beachten, dass die grosste Hurde fur die Ausrichtung einer
Winterolympiade in der Schweiz wohl in deren Finanzierung liege, warf Sportminister
Parmelin im Nachgang der Session des Sportparlaments trotz seiner Freude Uber den
positiven Entschluss ein. Diese kdnnte insbesondere zum Problem werden, da die ein
Jahr nach den Winterspielen angedachte Landesausstellung 2027 in der
Bodenseeregion mit der Olympiade um die Gelder konkurrenzieren kénnte. Es handle
sich um «zwei sehr teure Anlasse in kurzer Zeit», was die finanzielle Unterstltzung
beider Vorhaben vonseiten des Bundes politisch sehr unwahrscheinlich mache, so der
Bundesrat.

Kritische Stimmen gegenuber einer Schweizer Kandidatur fur die Olympischen Spiele
wurden zudem aus Wissenschaftskreisen laut. Das Risiko von chancenlosen
Kandidaturen sei auch bei diesem Anlauf gross, fand der emeritierte Professor fur
Freizeit und Tourismus, Hansruedi Muller: Die Schweiz habe bereits ausreichend
Erfahrungen mit «klaglich gescheiterten Kandidaturen» gemacht, postulierte er im
Gesprach mit der BZ. Auf zwei Austragungen der Olympischen Spiele, welche in der
ersten Halfte des letzten Jahrhunderts in der Schweiz stattgefunden hatten, folgten 13
erfolglose Bewerbungen. Nicht wenige Male scheiterte der Traum des erneuten
Entfachens des olympischen Feuers in der Schweiz an der Stimmbevolkerung. Dies sei
auf das zunehmende Imageproblem der Olympischen Spiele zurickzufihren, fand
Jean-Loup Chappelet, Professor fur Public Management an der UNIL: Sie gélten als zu
teuer und zu elitér. Dazu kdmen viele negative Schlagzeilen, unter anderem bezlglich
des Gigantismus der Spiele in Sotschi und Peking, Menschenrechtsverletzungen sowie
verheerenden Umweltschaden. Infolge der Neuerungen im Rahmen der Reformagenda
2020 des IOC, welche angestossen worden sei, um dieser international beobachteten
Entwicklung entgegenzuwirken, seien Kandidierende aus kleineren Landern, welche sich
vom Gigantismus lossagen und auf Nachhaltigkeit setzten, jedoch geradezu erwunscht,
hielt Swiss Olympics-Prasident Jorg Schild dagegen.

Geméss einer reprasentativen Umfrage des Forschungsinstituts Demoscope im Sommer
2016 befurwortete eine Mehrheit von 57 Prozent der Schweizer Bevolkerung generell
eine Schweizer Kandidatur fir die Olympischen Spiele 2026. Allerdings war ein
ahnlicher Anteil der Befragten auch der Meinung, dass die Kosten den Nutzen
Uberwdgen. Drei von vier Befragten erwarteten aber einen positiven Effekt auf die
Schweizer Tourismusindustrie, so die NZZ. Diese hohen Zustimmungswerte, welche sich
vor allem im Mittelland und der Nordwestschweiz zeigten, zeugten von ausgepragter
«innerhelvetischer Solidaritat mit Tourismusregionen», schrieb die Stidostschweiz. Die
Umfrage von Demoscope fragte auch nach dem préaferierten Projekt, wobei die Bandner
Kandidatur wegen ihres dezentralen Charakters deutlich die Nase vorn hatte. Knapp
jede flnfte befragte Person bevorzugte diese gegenlber den Westschweizer
Kandidaturen, bei den Befragten aus der Ostschweiz war es sogar jede Vierte. %

Knapp zwei Jahre nach der Ablehnung der Blindner Olympia-Kandidatur 2022 durch
das Stimmvolk Graublndens wagte der Regierungsrat mit einer positiven Antwort auf
einen Auftrag Cavegn (cvp) fur die Unterstitzung einer Kandidatur fiir die Olympischen
Winterspiele 2026 im August 2015 einen erneuten Anlauf. Dieser Prozess war von den
drei Blindner Wirtschaftsdachverbanden und Hotelleriesuisse Graublinden angestossen
und unterstitzt worden. Die Begrindung: Die wirtschaftliche Situation im Kanton
Graubiinden habe sich seit 2013 stark verschlechtert, in einzelnen Télern sei die
Situation gar «alarmierend». Schweizerische Olympische Winterspiele kénnten dieser
Problematik Abhilfe verschaffen und der Wirtschaft sowie dem Tourismus den
notwendigen Schub verleihen. Nach der positiven Reaktion der Kantonsregierung und
deren Antrag auf Annahme Uberwies das Kantonsparlament den Auftrag in der
Wintersession 2015 und gab damit das «definitive Startsignal» (NZZ) zur Ausarbeitung
einer Kandidatur des Kantons Graubtnden.

Wie Andreas Wieland, der Vorsteher des Projektteams, welches aus prominenten
Personen aus Wirtschaft und Tourismus bestand, gegentber der NZZ verlauten liess,
liege der Schwerpunkt der Biandner Kandidatur 2026 - anders als bei der Kandidatur
2022 - starker auf der bestehenden Infrastruktur und weniger auf Neubauten. So
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sollten die Winterspiele 2026 dezentral und verteilt Uber die Bergregionen des Kantons
GraubUlinden, aber auch in der restlichen Schweiz mit einer modernen High-Tech-
Ubertragung stattfinden. Der Schneesport solle im Biindnerland und der Hallensport
vorwiegend in Zlrich ausgetragen werden, so der Plan.

Neben der Zustimmung der Bindner Wirtschafts-, Tourismus- und bdurgerlichen
Politikkreise zu potenziellen Olympischen Spielen 2026 wurden auch kritische Stimmen
zu einer moglichen Blndner Kandidatur laut. Diese stammten vorwiegend aus den
Reihen der linken Parteien sowie des Komitees «Olympiakritisches Graublnden»,
welche sich bereits beim Vorgéangerprojekt zwei Jahre zuvor gegen eine Kandidatur
gewehrt hatten. «Milliardeninvestitionen in den Ubersattigten Wintertourismus» (NZZ)
sowie der den Winterspielen vorauseilende Ruf des Gigantismus seien im Ostschweizer
Kanton deutlich fehl am Platz und brachten nachhaltig keinen Profit ein, lautete das
Argument. Wahrend die SP dem Vorhaben nicht vollstandig ablehnend gegenlberstand,
zeigte sich die Partei doch besorgt Uber die starke Kostenunsicherheit. Wie SP-
Grossrat Jon Pult im Gesprach mit der Sudostschweiz postulierte, leide die
Glaubwdurdigkeit der Diskussion zu den Olympischen Spielen stark unter dem Fakt, dass
die «gleichen Repréasentanten, die vor wenigen Jahren gesagt haben, dass die damalige
Blndner Kandidatur sehr gut sei, alle profitieren wirde, sauber sei, nachhaltig und
umweltbewusst» jetzt sagten, dass die neue Kandidatur «ganz anders» sei.

Im Oktober 2016 erhielt der Kanton Graubinden schliesslich eine Absage des Wunsch-
Parnerstandorts Zurich: Die Stadt werde keine weitreichenden Garantien Ubernehmen,
sich nicht als Host City zur Verfugung stellen, nicht im OK mitwirken und auch keine
neue Infrastruktur fur die Olympischen Spiele schaffen, so die Position der Zircher
Stadtregierung. Sie sei allerdings offen daflr, die Ero6ffnungs- und Schlusszeremonie
und auch die Medaillentibergaben vor dem Panorama der Stadt Zurich abzuhalten -
gegebenenfalls gegen eine Entschadigung.

Anfang Dezember 2016 verkindete der Bundesrat, dass er eine Schweizer Olympia-
Kandidatur begrisse, und zeigte sich grundsatzlich bereit, diese auch finanziell zu
unterstitzen. Noch im selben Monat hiess der Buindner Grossrat eine
Regierungsbotschaft fur den Verpflichtungskredit in der Hohe von CHF 25 Mio. mit 97
zu 17 Stimmen bei 1 Enthaltung gut. Von dem fur die Kandidaturphase des Bindner
Projekts bis zur Vergabe des Standorts der Olympiade 2026 durch das Internationale
Olympische Komitee im Herbst 2019 vorgesehenen Verpflichtungskredit wirde der
Kanton Graublnden jedoch maximal CHF 9 Mio. Ubernehmen mdissen, fur den
restlichen Betrag wirden der Bund und Swiss Olympic je zur Halfte aufkommen, fuhrte
die grossratliche Kommission fur Wirtschaft und Abgaben in ihrer Medienmitteilung auf.
Das letzte Wort bezlglich der Finanzierungsfrage und somit auch zur Kandidatur werde
Mitte Februar 2017 das Bindner Stimmvolk haben, so die NZZ.

Parallel zu diesen Entwicklungen prifte der Schweizerische Sport- und
Olympiadachverband ~ Swiss  Olympics auf nationaler Ebene verschiedene
Voraussetzungen, welche Veranstaltende von schweizerischen Olympischen Spielen
erfullen mussten. Neben dem Buindner Projekt standen auch ein Walliser und ein
Berner Projekt fur Olympische Spiele 2026 zur Diskussion, zudem hatte auch die
Genferseeregion bereits Interesse an einer Kandidatur bekundet. *°

Nach einer Vorbereitungsphase fiir eine Kandidatur fiir Olympia 2026 im Graubiinden
von knapp einem Jahr stand im Februar 2017 der Biindner Volksentscheid zum Kredit
von CHF 25 Mio. zur Ausarbeitung einer Olympia-Kandidatur an.

Die Beflurwortenden und die Gegnerschaft der Blndner Kandidatur flhrten einen
Abstimmungskampf mit dusserst ungewissem Ende - wie die Medien betonten -,
nachdem eine Kandidatur fur Olympia 2022 erst wenige Jahre zuvor trotz gross
angelegter Pro-Kampagne an der Urne gescheitert war. Die Voraussetzungen flr eine
Olympia-Kandidatur hatten sich in den vergangenen Jahren mit der neuen Olympischen
Agenda 2020 des IOK jedoch geandert, argumentierten die Beflrwortenden - allen
voran Mitinitiant des Projekts Andreas Wieland, welcher versicherte, dass das Bundner
Konzept diesen neuen Forderungen weitgehend entspreche. Die Beflirwortenden sahen
in Bundner Winterspielen im Sinne einer gross angelegten Standortférderung die
Chance, den Tourismus und die Wirtschaft des Kantons anzukurbeln, nachdem sich
Letztere seit 2013 massiv verschlechtert habe. Wie der Volkswirtschaftsdirektor des
Kantons, Jon Domenic Parolini (GR, bdp), vor der Abstimmung befand, stiinden die
Chancen fur eine Annahme in den touristischen Regionen des Kantons grundséatzlich
gut. Die weniger touristischen Ortschaften wie das Rheintal mussten jedoch noch
starker flr die Vorteile des Vorhabens sensibilisiert werden, so seine Einschatzung. Zu
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den organisierten Beflirwortenden gehodrten unter anderem die blrgerlichen Parteien,
die BlUndner Wirtschafts- und Tourismusverbande sowie die Ostschweizer
Regierungskonferenz.

Die Kontrahenten des Vorhabens - bestehend aus dem Komitee «Olympiakritisches
Graublnden» sowie aus den linken Parteien und den Umweltverbénden - sahen in
einer Volksabstimmung so kurz nach dem letzten Volksnein eine «Zwéangerei». Gemass
Jon Pult (GR, sp), dem prominentesten Gegner des Olympiavorhabens, bestehe in der
Bevolkerung grosser Unmut Gber diese erneute Abstimmung. Auch der enge Zeitplan -
welcher sich nach dem Vorverschieben der Volksabstimmung auf Wunsch von Swiss
Olympics noch verdichtet hatte - bot Stoff fur Kritik: Die transparente Auflistung der
genauen Kosten sei damit nicht moglich und der Bevolkerung werde so die «Katze im
Sack» verkauft, so Sylvia Semadeni (GR, sp) im Gespréach mit der LZ. Weiter gab die
Kontra-Seite zu bedenken, dass der Gigantismus mit der «Pseudoreform-Agenda
2020» (NZZ) nicht wesentlich verhindert werde, es handle sich dabei vielmehr um eine
«Imagelbung» (AZ) des IOK. Auch dass die Winterspiele den gewlnschten grossen
Profit fur alle abwerfen werden, bezweifelte Pult; viel wahrscheinlicher sei es, dass sie
nichts als hohe Defizite fur die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler hinterliessen und
kurze wirtschaftliche «Strohfeuer» (WW, LZ) die bestehenden wirtschaftlichen
Probleme nicht nachhaltig wirden 16sen kénnen.

Am 12. Februar 2017 erlosch «Graubiindens Olympia-Flammchen>» (NZZ) schliesslich
vollstandig. Die Stimmbevolkerung lehnte die Vorlage an der Urne mit einem Nein-
Stimmenanteil von 60.1 Prozent und einer Stimmbeteiligung von 50.1 Prozent ab und
zeigte damit, dass sich die Haltung gegenuber den Olympischen Spielen seit dem
Volksnein 2013 nicht grundlegend verdndert hatte. Die Angst vor einem Finanzdesaster,
Gigantismus und Fremdbestimmung tberwogen noch immer, war sich die Presse einig.
Das klare Nein sei nicht zuletzt einerseits auf das bevdlkerungsstarke Chur und
andererseits auf die moglichen Host-Citys und Tourismus Hotspots St. Moritz, Arosa
und Davos zurlckzufuhren, welche entgegen den Erwartungen der Beflrwortenden den
Kredit fur die Ausarbeitung von Winterspielen in ihrem Kanton ablehnten. Im Rennen
um die schweizerischen Olympischen Spiele 2026 verblieb damit nur noch die Walliser
Kandidatur. *

Im Juni und Anfang Juli 2019 wurde in Frankreich die Frauenfussball-
Weltmeisterschaft ausgetragen. Obwohl die Schweiz die Qualifikation fir das Turnier
nicht geschafft hatte, war hierzulande im selben Monat wie der Frauenstreik auch die
Geschlechtergleichberechtigung im Fussball ein Thema, das von den Medien
aufgegriffen wurde.

So lancierte beispielsweise Sarah Akanji (ZH, sp), Zircher Kantonsrétin und Fussballerin,
zusammen mit Mattea Meyer (sp, ZH) und Cédric Wermuth (sp, AG) eine Petition, mit
der sie beim SRF erwirken wollte, dass alle Spiele dieser Frauenfussball-
Weltmeisterschaft mindestens online live gestreamt und die Endrunde live im
Fernsehen gezeigt werden. Beim SRF stiessen diese Forderungen jedoch auf wenig
Verstandnis. Das Programm werde wunabhéngig von politischen Interessen
zusammengestellt. Gegenlber den Medien zeigte sich Akanji enttduscht, da durch den
Livestream ein neues Publikum hatte erreicht werden kénnen. Denn gerade die
Offentlichkeit und Sichtbarkeit - wie zum Beispiel die Ausstellung der FIFA zum
Frauenfussball - seien eminent wichtig, um zu zeigen, dass Frauen und Méanner «gleich
viel wert sind».

Auch die Lohnunterschiede zwischen Fussballerinnen und Fussballern wurde in den
Medien diskutiert. Wé&hrend der deutsche Sportékonom Frank Daumann die
Differenzen mit dem  Angebot-Nachfrage-Prinzip  rechtfertigte, forderten
Fussballerinnen den gleichen Lohn flur die gleiche Arbeit. Neben den
Gehaltsdifferenzen zwischen den Geschlechtern zeigten sich zum Zeitpunkt der WM
ebenfalls Unterschiede bezlglich Bezahlung zwischen den verschiedenen Frauenteams:
Schweizweit waren 2018 lediglich zwei Spielerinnen vom Servette FC als Profis
registriert. 16 der 25 Nationalspielerinnen spielten 2019 im Ausland, wo das Gehalt und
die Bedingungen als besser gelten.

In der Zwischenzeit stiess die Frauenfussball-Weltmeisterschaft weltweit auf so grosses
Interesse wie noch nie zuvor. Uber eine Milliarde Zuschauerinnen und Zuschauer
verfolgte den Anlass Uber das Fernsehen und auch in der Schweiz war die
Berichterstattung Uber die Veranstaltung beachtlich. Verschiedene Zeitungen befassten
sich mit dem Frauenfussball-Boom und erklérten, die Schweizer Fussballvereine
mussten nun aufpassen, dass sie bezlglich weiblicher Teams den Anschluss an die
Clubs anderer Lander nicht verléren. %
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Im Juni 2019 gastierte der Formel-E-Zirkus in der Stadt Bern. Obwohl das Budget von
CHF 15 Mio. durch Sponsoren getragen wurde und somit keine Steuergelder flossen, die
Tickets innerhalb einiger Minuten ausverkauft waren und tber 100'000 Leute live
mitverfolgten, wie mit Sébastien Buemi ein Schweizer aufs Podest fuhr, fand der ganze
Anlass nicht ohne Nebengerédusche statt.

Bereits im Vorfeld war das Rennen stark umstritten. Wahrend fur die Stadtregierung die
Elektromobilitdt sowie die neuen Technologien im Zentrum standen und
Sicherheitsdirektor Reto Nause (BE, cvp) den Anlass als «Event in der Champions
League» bezeichnete, dusserten die Gegnerinnen und Gegner den Vorwurf, das Rennen
sei nicht nachhaltig und ndtze nur dem Tourismus und dem Veranstalter. Die Regierung
wurde vom Parlament heftig kritisiert und Gemeinderatin Ursula Wyss' (BE, sp) positive
Haltung gegenlber der Veranstaltung flhrte in der SP-Parteifihrung zu Diskussionen.
Umweltschitzer und -schutzerinnen betonten, die Formel-E sei umweltschédlich und
Elektroautos stellten keine wirksame Massnahme gegen den Klimawandel dar. Zudem
wiesen sie auf die 1'000 Lastwagenfahrten hin, die flr den Materialtransport nach Bern
notig gewesen waren. Die Veranstalter ihrerseits machten auf ihre Partnerschaft mit
myclimate aufmerksam und erklarten, dass ihr Ziel eine klimafreundliche Durchfuhrung
des Events sei. Laut der Berner Zeitung verursachte der gesamte E-Prix-Zirkus im
Vorjahr aber 32'000 Tonnen COLD.

Weitere Spannungen gab es bezlglich der Streckenfiihrung, welche die Veranstalter
wegen der Kulisse so nahe wie moglich bei der Stadt haben wollten. Dadurch waren
Teile des Obstbergquartiers fir einige Tage nicht mehr mit dem Auto erreichbar und
auch der offentliche Verkehr war eingeschrankt. Geméass Heini Gysel, Prasident der
Nachbarschaftsgruppe, sprachen sich 9 von 10 Einwohnerinnen und Einwohner gegen
den Anlass aus. Die Kommunikation sei mangelhaft gewesen und man sei enttauscht von
der rot-griinen Regierung. Ein weiterer Vorwurf lautete, dass die Anwohnerinnen und
Anwohner nie gefragt worden seien, ob sie das Rennen wollten. Doch nicht alle im
Obstbergquartier waren dem Rennen gegenlber negativ eingestellt. So gab es
beispielsweise auch Personen, die ihren Balkon flr eine bessere Sicht auf die Strecke
vermieteten.

Nicht nur Bewohnerinnen und Bewohner des Obstbergquartiers zeigten sich nicht sehr
erfreut Uber den Event, auch die Begeisterung der Ladenbesitzer und -besitzerinnen in
der Altstadt hielt sich in Grenzen. Grund daflr war das sogenannte E-Village, also die
Fanzone, mit der einige Gassen vollig zugestellt wurden. Kundinnen und Kunden blieben
in der Folge wegen des erschwerten Zugangs aus und die Eigentimer und
Eigentimerinnen der Geschafte beschwerten sich, dass sie nicht informiert worden
seien.

Der Formel-E-Veranstaltung wurde zudem mit Protest begegnet. Das Grune Bulndnis
und einige andere linke Parteien bildeten zusammen das Bindnis «Formel-E ade». Am
Donnerstag vor dem Rennen gab es eine bewilligte Velodemonstration, an der gut 1'000
Personen teilnahmen. Weil dabei Infrastrukturen, Werbebanner wie auch TV- und
Stromkabel beschadigt wurden, was in einem Sachschaden von CHF 400'000
resultierte, konnte am Freitag ein geplantes Training erst gegen Abend stattfinden.
Alberto Longo, stellvertretender Geschaftsfuhrer der Formel-E, zeigte kein Verstandnis
fUr die Vandalen und liess verlauten, dass man rechtliche Schritte prtfen wolle. Obwohl
das Rennen friedlich verlief, kam es auch in den darauffolgenden Tagen noch zu
Problemen. So funktionierte wegen den Abbauarbeiten auch drei Tage nach der
Veranstaltung der OV nicht véllig reibungslos.

Eine Rickkehr der Formel-E nach Bern durfte unwahrscheinlich bleiben. Dies nicht nur
wegen den Gegnern und Gegnerinnen, sondern auch weil - wie im Januar 2020 bekannt
wurde - die Swiss E-Prix Operations AG, die Organisatorin der Schweizer Formel-E-
Rennen, Konkurs ging. *

Vom 23. bis zum 25. August 2019 fand in Zug das Eidgendssische Schwing- und
Alplerfest (ESAF) statt, iber das in den Medien ausfiihrlich berichtet wurde. In dem
weltweit grossten temporédren Stadion der Welt wurde Christian Stucki vor 56'500
Zuschauern zum Schwingerkénig gekront. Es handelte sich um das bislang grosste
Schwingfest der Geschichte. Das Budget von CHF 36.5 Mio. entsprach geméss Presse
dem Sechsfachen von dem, was 1998 in Bern fir das damalige Schwingfest budgetiert
worden war. Doch nicht nur die Gelder, sondern auch die Anzahl Zuschauer und
Zuschauerinnen hatte in den vergangenen 25 Jahren stetig zugenommen. Auf dem 105
Fussballfelder grossen Festgeldande fanden sich in drei Tagen schatzungsweise 420'000
Personen ein. Im Vorfeld hatte man mit 85'000 Logiernéchten gerechnet.

Entsprechend gross war auch die Nachfrage nach Tickets gewesen. Mehr als 180'000
Leute hatten sich fir die der allgemeinen Offentlichkeit zur Verfiigung stehenden
Eintrittskarten interessiert. Dies machten sich einige Billettinhaber und -inhaberinnen
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zunutze, indem sie die CHF 150 bis CHF 245 teuren Karten auf Internetplattformen wie
Ricardo fur bis zu CHF 1600 fur zwei Tickets weiterverkauften. Das
Organisationskomitee ging gegen diese Weiterverkdufe mittels Drohungen vor, mit dem
Ziel die Verkaufer und Verkauferinnen zu belangen und die weiterverkauften Billette fur
ungultig zu erklaren.

Der Grund fur das breite Interesse der Allgemeinheit am Schwingsport schrieben die
Medien dem Fernsehen zu. Hatte man 2001 noch vor dem Schlussgang zur Endphase
eines Formel-1-Rennens umgeschaltet, so ware dies 2019 undenkbar gewesen. Das SRF
konnte mit Uber einer Million Fernsehzuschauerinnen und -zuschauern und einer
Traumquote von siebzig Prozent einen grossen Erfolg verbuchen. Neben der hohen
Einschaltquote konnte das Staatsfernsehen auch vom fir sie ausserordentlich
gunstigen Deal mit  dem  Schwingverband profitieren. Rolf  Gasser,
Verbandsgeschaftsfihrer, wollte zwar keine Zahlen nennen, der Jahresrechnung lasst
sich allerdings entnehmen, dass das SRF dem Verband fir die TV-Rechte pro Jahr
lediglich CHF 172'320 entrichten muss - die Verbadnde des Fussballs und Eishockeys
kassieren vergleichsweise ca. CHF 30 Mio. pro Jahr. Dieser Vertrag lauft noch bis 2022,
der Schwingverband hat allerdings nicht vor, danach an der momentanen Situation
etwas zu veréndern. Es sei eine «Win-win-Situation» fir beide Seiten, so Gasser in der
Aargauer Zeitung.

Auch die Schwinger - im Zusammenhang mit dem ESAF erhalten Schwingerinnen kaum
Aufmerksamkeit - selber konnten vom wachsenden Interesse an ihrem Sport
profitieren, denn nun waren auch Sponsoren an ihnen interessiert. 2010 wurde das
Werbeverbot flur Schwinger aufgehoben. Innerhalb der Arena mag samtliche Werbung
zwar immer noch verboten sein, die privaten Werbeeinklinfte wuchsen jedoch
zwischen 2011 und 2019 von CHF 690'000 auf CHF 2.277 Mio. an. Das ESAF selber
konnte dank dem Sponsoring CHF 17 Mio. einnehmen. Zudem gab es so viele Anfragen
von Privaten oder Organisationen, die den Siegermuni Kolin sponsoren wollten, dass
ausgelost werden musste, wem diese Ehre zuteil wurde.

Verschiedene Zeitungen befassten sich auch mit der Frage, ob Schwingen politisch sei
oder nicht. Wahrenddem die Aargauer Zeitung feststellte, dass in den vergangenen 25
Jahren mit Ausnahme von Christoph Blocher 1999 alle Hauptredner des
Eidgendssischen Schwing- und Alplerfests Bundesrate waren, griff der Tages Anzeiger
einige Geschichten auf, unter anderem dass das Schwingen, welches ursprunglich
verboten gewesen war, von Berner Aristokraten 1805 genutzt wurde, um die landliche
Bevolkerung des Oberlandes flr sich zu gewinnen. Gemass dem Autor dieses Artikels
war der Schwingsport «stets politisch, wurde immer schon instrumentalisiert und
eigennltzig gefordert». Heinz Tannler (ZG, svp), OK-Président des ESAF Zug 2019 und
Regierungsrat des Kantons Zug, kandidierte im Herbst 2019 far einen Sitz im Stéanderat.
Er selber erkléarte im Vorfeld des Schwingfests, dass die Publizitdt des Schwingfests
sicherlich nutzlich sei, dass sich die beiden Termine aber zuféllig kreuzten und er
bereits seit sechs Jahren OK-Prasident des ESAF sei. Wie sich im November 2019 zeigen
sollte, schaffte er trotz des gelungenen Schwingfests den Sprung ins Stockli nicht. **

Im November 2019 nahmen die Medien das Fehlen von italienischen Durchsagen bei
Fussball-Landerspielen auf. Anlass dazu war das Spiel der Schweizer
Nationalmannschaft gegen Georgien in St. Gallen, wo zwar deutsche, franzdsische und
englische Durchsagen gemacht, das Italienische aber aussen vor gelassen wurde. Diego
Erba, Koordinator des Forums flr das Italienische in der Schweiz und ehemaliger
Generalsekretér der Tessiner Bildungsdirektion, der sich das Spiel live angeschaut
hatte, wandte sich in der Folge per Brief an den Schweizer Fussballverband (SFV). Darin
stellte er die Forderung auf, dass kunftig alle offiziellen Durchsagen auch in
italienischer Sprache gemacht werden missten, da der dritten Landessprache sonst zu
wenig Respekt gezollt werde. Sportministerin Viola Amherd und dem aus dem Kanton
Tessin stammenden Aussenminister Ignazio Cassis liess er eine Kopie des Schreibens
zukommen. Wahrend das VBS nicht auf die Beschwerde einging, stiess diese bei Ignazio
Cassis auf offene Ohren. Eine seiner Mitarbeiterinnen hob die Wichtigkeit der
Nationalmannschaft fur den Zusammenhalt des Landes wie auch flr das weltweite
Ansehen der Schweiz hervor. Zudem sei die Tatsache, dass man hierzulande drei
Amtssprachen respektive vier Landessprachen beheimate, inhédrenter Teil der
schweizerischen DNA. Neben Erba zeigte sich auch Franco Narducci, Prasident einer
Vereinigung zur Forderung des ltalienischen in Zurich, unzufrieden damit, dass
Italienisch bei den Landerspielen jeweils nicht bertcksichtigt werde. Er wolle sich mit
einem ahnlichen Schreiben an die beiden Bundesrate wenden, sagte er gegenlber den
Medien. Der Schweizer Fussballverband erklarte Ende November, man werde die
Sprachenpolitik Uberprifen. Dominique Blanc, SFV-Prasident, schirte zu diesem
Zeitpunkt nicht allzu grosse Hoffnungen auf eine Veranderung. Er erachte es aus
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praktischen Grinden als eine Unmadglichkeit, viersprachige Durchsagen zu machen, da
dies zu viel Zeit in Anspruch nehmen wdirde. Aus Sicherheitsgrinden mussten die
Ansagen auch von den Gastefans verstanden werden - daher die englischen
Durchsagen. Trotz dieser nicht sehr aussichtsreichen Aussage gab der SFV im
darauffolgenden Februar bekannt, dass er bezlglich seiner Sprachenpolitik Uber die
Blcher gegangen sei. Von nun an wurden die Durchsagen in der am Spielort
gesprochenen Sprache sowie in einer Sprache, die fiur das Gastteam verstandlich sei,
durchgefuhrt. Das Forum flr das lItalienische in der Schweiz zeigte sich mit dieser
Lésung zufrieden. *°

Kurz vor der Frauenfussball-Europameisterschaft 2022 in England wurde bekannt
gegeben, dass die Credit Suisse als Hauptsponsorin des SFV die Erfolgspramien der
Frauen auf das Level der Manner anhebt. Unter Erfolgspréamien werden Boni
verstanden, die etwa bei einer Qualifikation fir eine EM oder WM sowie beim
Uberstehen der Gruppenphase an einem solchen Grossanlass ausgezahlt werden.
Trotzdem erhielten die Schweizer Fussballerinnen insgesamt immer noch nicht gleich
viel Geld wie ihre mannlichen Kollegen, hielt die Aargauer Zeitung fest. Grund dafur sei,
dass neben den Pramien von Sponsoren auch Gelder fur die Bilder- und Namensrechte
durch den SFV vergeben wirden und die Teilnehmerlénder von Endrunden von der FIFA
und der UEFA ebenfalls Gelder bekdmen. Wéahrend die Summe Ersterer zwischen den
Geschlechtern kunftig identisch sein soll, gebe es bezlglich Ausschuttungen Letzterer
immer noch grosse Unterschiede. So erhielten die Nationalteams der Ménner an der EM
2021 von der UEFA insgesamt CHF Mio. 221, fur die Frauen-EM 2022 waren indes
lediglich CHF Mio. 16 vorgesehen. Dominique Blanc, SFV-Prasident, verkindete
anléasslich der abgehaltenen Medienkonferenz, dass man sich gegenuber der UEFA und
der FIFA fur mehr Geld fur den Frauenfussball stark machen werden. «Equal Pay» sei
fur die Schweiz gegenwartig jedoch nicht realistisch, so Tatjana Haenni, die
Frauenfussball-Direktorin. %

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Sprachen

Sport verbindet, und zwar im Jahr der Olympischen Winterspiele in Sotschi die
Ratoromanen mit dem Rest der Welt. Die beachtlichen Leistungen der Athletinnen und
Athleten ratoromanischer Muttersprache, allen voran Doppel-Goldmedalliengewinner
Dario Cologna, gefolgt von Kombinationssieger Sandro Viletta und den beiden
Silbermedaillengewinnern Selina Gasparin  und Nevin Galmarini, fanden auf
internationaler Plattform nicht nur die verdiente sportliche Anerkennung, sondern
forderten darlber hinaus breites Interesse an der ratoromanischen Sprache und Kultur
zu Tage. Urs Gadruvi, Generalsekretar der Lia Rumantscha, berichtete von
Mitarbeitenden der Radiotelevisiun Svizra Rumantscha (RTR), die mehr damit
beschéaftigt waren, Interviews zu ihrer Herkunft zu geben als selber Interviews zu
fuhren. ¥

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbande
Verbande

Die grossen Dachverbande der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften sowie
zahlreiche Branchenverbinde bezogen zu verschiedenen Zeitpunkten im Jahr 2021
Position zur Pandemiepolitik der Behdrden und stellten Forderungen dazu auf.
Wahrend Arbeitgebendenverbadnde aus verschiedenen Branchen wie auch die
Gewerkschaften sich in ihrer Unterstitzung fur Hilfsgelder und Kurzarbeit im Grossen
und Ganzen einig waren, traten bei anderen Massnahmen deutliche
Interessengegenséatze zutage.

Die Gewerkschafts-Dachverbande SGB und Travail.Suisse unterstltzten die beiden
Covid-Vorlagen in den Abstimmungen vom Juni und November 2021. Auch darlber
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hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf die zentrale Bedeutung der
Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der Unterstiutzungsgelder fur betroffene
Unternehmen hin, um die sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu
begrenzen; Travail.Suisse forderte Uberdies die Verldngerung dieser Massnahmen, bis
die Wirtschaft das Niveau vor Marz 2020 wieder erreicht hat. Bei Diskussionen Uber
Massnahmenlockerungen mahnten SGB und Travail.Suisse meist zu behutsamen
Schritten, denn ein vorsichtiger Weg flihre letztlich schneller aus der Krise. Zu ihren
Hauptforderungen zahlten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Fursorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice. Der SGB wies darauf hin, dass es als Folge der
Pandemie zu einer Zunahme prekarer Arbeitsverhéltnisse etwa bei Kurierdiensten oder
im Onlinehandel gekommen sei, was die Notwendigkeit von Gesamtarbeitsvertragen fur
diese Branchen verstarke. Travail.Suisse setzte sich zudem flr eine Beibehaltung der
offentlichen Finanzierung der Testkosten ein und erkléarte sich mit der Zertifikatspflicht
im Grundsatz einverstanden, warnte aber vor deren Anwendung am Arbeitsplatz.

Besonders stark profilierte sich der Arbeitgebendenverband des Gastgewerbes,
GastroSuisse, mit seinem Prasidenten Casimir Platzer, in der Offentlichkeit. Platzer
ausserte sich im Frahjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der
Innenrédume von Gastbetrieben und sprach von einer drohenden «Zerstérung der
Branche». Die Offnung der Innenrdume kam schliesslich im Rahmen eines
Lockerungspakets per Anfang Juni, freilich mit gewissen Einschrankungen - etwa einer
Sitzpflicht und einer Begrenzung auf vier Personen pro Tisch. Vor der Abstimmung vom
13. Juni sprach sich GastroSuisse fur ein Ja zum Covid-19-Gesetz aus, das unter
anderem die gesetzliche Grundlage fir die Hartefallgelder an die Gastrobranche
enthielt. Auch wenn Platzer in diesem Abstimmungskampf auf derselben Seite stand wie
der Bundesrat, wiederholte er in einem Interview mit der BZ im selben Monat eine
Aussage, die er schon im Vorjahr gemacht hatte: Er bewerte die Coronapolitik des
Bundesrats weiterhin mit der Note «ungeniigend>». Seit Ende 2020 machten die
Behorden «Panik mit diesen Varianten und Mutanten», was aus Platzers Sicht
Ubertrieben sei, die bis Ende Mai 2021 anhaltenden Einschrankungen der Wirtschaft
seien nicht gerechtfertigt. Zudem flossen die Hilfsgelder an die Gastrobetriebe
unregelmassig und langsam; damit dies bei einer kinftigen Pandemie rascher gehe,
hatte GastroSuisse bereits im Méarz eine Volksinitiative angektundigt.

Nach den Sommerferien opponierte GastroSuisse dann scharf, aber vergeblich, gegen
die Pldne des Bundesrats zur Ausweitung der Zertifikatspflicht auf die Innenrdume von
Gastrobetrieben. Weil Ungeimpfte nicht bereit sein durften, sich fur jeden
Restaurantbesuch testen zu lassen, beflrchtete GastroSuisse - unter anderem gestutzt
auf eine Umfrage unter seinen Mitgliedern - massive Umsatzeinbussen insbesondere
bei Betrieben auf dem Land, wo die Impfquote geringer war als in der Stadt.
GastroSuisse-Prasident Platzer sprach in dem Zusammenhang davon, dass der
Bundesrat die Impfquote auf dem Buckel des Gastgewerbes steigern wolle; zumindest
musse der Bund die zuséatzlichen Umsatzverluste durch Hilfsgelder entschéadigen.

In der Folge &usserten nicht nur Medien &ffentliche Kritik an Platzer - der Blick nannte
ihn etwa «den Dauerempdrten», fir den «<immer die Beizer die Opfer sind» -, sondern
vermehrt auch Stimmen aus der Branche selbst. Dazu z&hlten etwa die Direktorin der
Hotelfachschule Luzern Christa Augsburger, der langjahrige Prasident des Zurcher
Wirteverbands Ernst Bachmann und Prasidenten weiterer Kantonalverbénde. Sie
machten geltend, dass es auch im Sinn des Gastgewerbes sei, wenn die
Zertifikatspflicht zu einer Reduktion der Fallzahlen fihre; andernfalls drohe mit einem
erneuten Lockdown ein weit schlimmeres Szenario. Ausserdem bedeute das «ewige
Gejammer» einen Imageschaden fur die Branche. Die Energie solle besser auf den
Einsatz fir angemessene Hilfsgelder konzentriert werden. Mit Blick auf die Abstimmung
Uber die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes im November, bei der sich die
Diskussion vor allem um das Zertifikat drehte, beschloss GastroSuisse dann
Stimmfreigabe. Hotelleriesuisse und der Schweizer Tourismusverband unterstitzten
die Vorlage hingegen, auch weil eine Zertifikatspflicht vielen Gésten - gerade auch aus
dem Ausland - Sicherheit gebe.

Manche dieser Forderungen von GastroSuisse waren nicht nur intern umstritten,
sondern wurden auch von den grossen Dachverbédnden Economiesuisse und Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV) nicht geteilt. Zu Dissonanzen flhrte zunéchst, dass die
beiden Dachverbande im Februar einen Vorschlag fir eine stufenweise Lockerung des
Lockdowns vorlegten, der die Offnung der Restaurants erst relativ spat, nach Impfung
aller Risikopersonen, ansetzte. Economiesuisse begrindete dies damit, dass man mit
dem Plan ein «ausgewogenes» Konzept habe vorlegen wollen, «mit dem alle
Planungssicherheit gewinnen». Ein erneuter Konflikt mit GastroSuisse entbrannte, als
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sich Economiesuisse-Prasident Christoph Mader im August fur eine Zertifikatspflicht
auch in Gastbetrieben aussprach. GastroSuisse und Hotelleriesuisse zeigten sich
irritiert dartber, dass sie als direkt betroffene Branchenverbédnde von Economiesuisse
vorgangig nicht einmal konsultiert worden seien.

Im Allgemeinen gaben sich Economiesuisse und SAV in ihren Positionen zur
Pandemiepolitik vergleichsweise staatstragend und versuchten insbesondere auf mehr
Planungssicherheit hinzuwirken. Zumindest in ihren offentlich vorgetragenen
Forderungen war ein gewisses Bestreben zu erkennen, auf Maximalforderungen
zugunsten kurzfristiger Wirtschaftsinteressen zu verzichten und vielmehr eine
nachhaltige, letztlich auch im Interesse der Wirtschaft liegende Pandemiebewaltigung
zu unterstltzen. Im April handelten sich die beiden Verbédnde allerdings heftige Kritik
ein, als sie davon sprachen, dass bis zu 30'000 Covid-19-Neuinfektionen pro Tag
«verkraftbar» seien, sobald die Risikopersonen geimpft seien. Sie mussten diese
Aussage in der Folge relativieren, hielten aber daran fest, dass sich die Massnahmen
nach einer Impfung breiterer Bevolkerungsgruppen weniger an den Ansteckungszahlen
und mehr an den Hospitalisationszahlen orientieren sollten. Ebenfalls im April
forderten Economiesuisse und SAV eine Offnung der Restaurantterrassen und die
Umwandlung der Homeoffice-Pflicht in eine Empfehlung. Im Herbst beflrworteten die
beiden Dachverbande die Zertifikatspflicht, um drastischere Einschrankungen zu
vermeiden, und vertraten diese Haltung auch im Abstimmungskampf Uber die zweite
Revision des Covid-19-Gesetzes. Economiesuisse-Prasident Christoph Mader
argumentierte in einem Gastbeitrag in der NZZ, das Zertifikat helfe «ein Stlck
Normalitat im Alltag» zu erméglichen und weitere Lockdowns zu vermeiden. Ausserdem
erleichtere es den internationalen Reiseverkehr, was gerade fur Geschéftsreisen
wichtig sei. Ein Wunsch nach Planungssicherheit war auch in der Forderung von
Economiesuisse und SAV vom Herbst zu erkennen, dass der Bund verbindlich erkléaren
solle, ab welchen Impfquoten er einen Ausstieg aus den Massnahmen beschliessen
werde. Der Bundesrat lehnte einen solchen Automatismus indessen ab, da die
Entwicklung der Pandemie zu unberechenbar sei.

Der Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden
Abstimmungen Uber das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber
ansonsten grossere Distanz zu den Massnahmen des Bundes. So forderte er etwa
bereits im April eine sofortige Offnung aller damals aufgrund der zweiten
Pandemiewelle geschlossenen Wirtschaftszweige. Als der Bundesrat Ende Juni die
Homeoffice-Pflicht und das Testregime fur Unternehmen aufhob, begrisste der SGV
dies, forderte aber weitergehende Schritte: So sollten etwa auch die Einschrankungen
fur Gruppengrossen in Restaurants und - von deutlich grésserer Tragweite - die
besondere Lage gemass Epidemiengesetz aufgehoben werden. Die «Sonderrechte»,
welche die besondere Lage dem Bundesrat verschaffe, drohten gemass SGV «die
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kosten ins Unermessliche steigen» zu lassen.
Der SGV drang mit dieser Forderung indessen nicht durch; wie die NZZ zu bedenken
gab, hatte eine Aufhebung der besonderen Lage zur Folge, dass Massnahmen wie etwa
die Maskenpflicht im OV oder Vorgaben fiir Veranstaltungen dann wieder den Kantonen
obliegen wurden, womit ein Flickenteppich uneinheitlicher Massnahmen drohen
wirde. *®

Freizeit, Tourismus, Gastgewerbe

Im April demonstrierten rund 3000 Wirte gegen die Ungleichbehandlung bei der
Mehrwertsteuer. Wahrend Detailhandler und Take-aways von einem reduzierten Satz
von 2.4% profitierten, missten Restaurants ihr Angebot mit dem Normalsatz von 7.6%
versteuern. Die Demonstration wurde mit der Lancierung einer Initiative verkntpft, mit
welcher dieser Wettbewerbsnachteil beseitigt werden soll.

Das Gastgewerbe hatte im Berichtsjahr weiter unter der weltweiten Wirtschaftskrise zu
leiden. Hotelleriesuisse, der Dachverband der Schweizer Hotelbranche, stiess sich
hauptsachlich an der Frankenstirke und den hohen Nahrungsmittelpreisen in der
Schweiz. Er verlangte deswegen die Einflhrung des Agrarfreihandels, was laut
Berechnungen einer von ihm in Auftrag gegebenen Studie zu Preissenkungen von 2,4 bis
4,7% fuhren wirde. Mit dieser Forderung eckte der Verband jedoch beim SBV und den
Bauern generell an, welche sonst in vielen Bereichen mit der Tourismusbranche
zusammenspannen. Bundesprésidentin = Widmer-Schlumpf anerkannte an der
Delegiertenversammlung von Hotelleriesuisse die Probleme der Branche. Sie plédierte
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aber fur Qualitat, Swissness und Freundlichkeit statt billigem Massentourismus. Auch
der Gastrobranche machte der starke Franken, in Kombination mit dem national
eingefuhrten Rauchverbot und der erhéhten Mehrwertsteuer zu schaffen. Gastrosuisse
gab an, dass Schweizerinnen und Schweizer im Jahr 2011 CHF 1.9 Mia. weniger fur
auswartiges Essen und Trinken ausgegeben hatten, was einer Abnahme von 7%
gegeniiber dem Vorjahr entspreche. “°
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9.4.20; WoZ, 16.4.20; AZ,18.4.20; NZZ, 28.4.20; TA, 29.4.20; So-Bli, 3.5.20; NZZ, 8.5.20; AZ, 9.5.20; So-Bli, 24.5.20; NZZ,
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